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Habilitationsordnung der Fakultät für Linguistik und LitHabilitationsordnung der Fakultät für Linguistik und LitHabilitationsordnung der Fakultät für Linguistik und LitHabilitationsordnung der Fakultät für Linguistik und Liteeee----
raturwissenschaft der Universität Bielefeld vom 3. Dezeraturwissenschaft der Universität Bielefeld vom 3. Dezeraturwissenschaft der Universität Bielefeld vom 3. Dezeraturwissenschaft der Universität Bielefeld vom 3. Dezemmmm----
ber 2007ber 2007ber 2007ber 2007

Auf Grund des § 2 Abs. 4 und des § 68 des Gesetzes
über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen
(Hochschulgesetz – HG) vom 31. Oktober 2006 (GV.
NRW. S. 474), hat die Fakultät für Linguistik und Lite-
raturwissenschaft der Universität Bielefeld die folgende
Habilitationsordnung erlassen:

InhaltsübersichtInhaltsübersichtInhaltsübersichtInhaltsübersicht

I. LehrbefähigungI. LehrbefähigungI. LehrbefähigungI. Lehrbefähigung
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§ 7 Habilitationskommission
§ 8 Schriftliche Habilitationsleistung
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§  14 Veröffentlichung
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§  19 Erlöschen und Widerruf der Lehrbefugnis
§  20 Umhabilitation
§  21 Anerkennung von Leistungen im Rahmen einer

Juniorprofessur
§  22 Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen

I. LehrbefähigungI. LehrbefähigungI. LehrbefähigungI. Lehrbefähigung

§ 1§ 1§ 1§ 1
Ziel der HabilitationZiel der HabilitationZiel der HabilitationZiel der Habilitation

(1) Die Habilitation dient dazu, die Befähigung nachzu-
weisen, ein wissenschaftliches Fach in Forschung und
Lehre selbständig zu vertreten.

(2) Die Habilitation ist die Voraussetzung zur Verlei-
hung einer Venia Legendi (Lehrbefugnis nach § 15).

§ 2§ 2§ 2§ 2
ZulassungsvoraussetzungenZulassungsvoraussetzungenZulassungsvoraussetzungenZulassungsvoraussetzungen

Die Habilitandin oder der Habilitand muss eine beson-
dere Befähigung zur wissenschaftlichen Arbeit besit-
zen, die in der Regel durch eine qualifizierte Promoti-
on, die mit mindestens „gut“ (cum laude) bewertet ist,
an einer deutschen Hochschule oder durch eine
gleichwertige akademische Qualifikation einer aus-
ländischen Hochschule in den an der Fakultät vertrete-
nen Fächern nachgewiesen wird. Über die Gleichwer-
tigkeit entscheidet auf Antrag der Habilitations-
ausschuss. In Zweifelsfällen kann ein Gutachten der
Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen einge-
holt werden. Weitere Voraussetzung für die Zulassung
zur Habilitation ist, dass die Habilitandin oder der
Habilitand eine weitergehende wissenschaftliche Tä-
tigkeit nach der Promotion nachweist in Form von:
a) wissenschaftlichen Veröffentlichungen und
b) wissenschaftlicher Lehre im Umfang von mindestens

sechs Semesterwochenstunden, die positiv evaluiert
wurde.

§ 3§ 3§ 3§ 3
HabilitationsleistungenHabilitationsleistungenHabilitationsleistungenHabilitationsleistungen

(1) Als Habilitationsleistungen sind zu erbringen:
1. eine schriftliche Habilitationsleistung (§ 8),
2. ein wissenschaftlicher Vortrag (Habilitationsvortrag)

mit anschließendem Kolloquium (§ 11).

(2) Wird eine der in Absatz 1 bezeichneten Leistungen
als nicht ausreichend bewertet, so ist die gesamte
Habilitation nicht bestanden. Ein Habilitationsversuch
kann nur einmal wiederholt werden. Der Versuch gilt
als unternommen, wenn die Voraussetzungen des § 6
erfüllt sind. Eine Ablehnung gemäß § 6 Abs. 2 Buchst.
b) hat die Habilitandin oder der Habilitand nicht zu
vertreten. Habilitationsversuche an anderen wissen-
schaftlichen Hochschulen sind zu berücksichtigen.

(3) Die Wiederholung der Habilitationsleistungen gemäß
Absatz 1 richtet sich nach § 10 Abs. 2 und 3 und § 11
Abs. 4.

§ 4§ 4§ 4§ 4
HabilitationsantragHabilitationsantragHabilitationsantragHabilitationsantrag

Der Habilitationsantrag ist bei der Dekanin oder bei
dem Dekan der Fakultät mit folgenden Unterlagen
einzureichen:
1. Darstellung des persönlichen und beruflichen Wer-

deganges,
2. Promotionsurkunde oder Nachweis über den Erwerb

einer der Promotion gleichwertigen ausländischen
akademischen Qualifikation,

3. Schriftenverzeichnis und je ein Exemplar der ver-
fassten oder mitverfassten Arbeiten,

4. Zeugnisse über abgelegte akademische Prüfungen,
5. Erklärung über bereits unternommene Habilitations-

versuche,
6. schriftliche Habilitationsleistung in 5-facher Ausfer-

tigung,
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7. drei Themenvorschläge für den wissenschaftlichen
Vortrag unter Berücksichtigung von § 11 Abs. 1 Satz 2,

8. Selbstbericht zur Lehre, der Folgendes enthält: eine
Erläuterung der Lehrformen (Konzeption, methodi-
sches Herangehen und Dokumentation einer selbst-
verantwortlich durchgeführten Lehrveranstaltung),
Auskunft über die Betreuung von Studierenden,
Prüfungen und Abschlussarbeiten, Verzeichnis der
durchgeführten Lehrveranstaltungen, Evaluationsbe-
richt über die evaluierten Lehrveranstaltungen im
Umfang von mindestens sechs Semesterwochen-
stunden (§ 2 Satz 4 lit. b),

9. ggf. Antrag auf Erteilung der Lehrbefugnis,
10.Bezeichnung des Lehrgebietes, für das die Lehrbe-

fugnis angestrebt wird,
11.Vorschläge für bis zu zwei Gutachterinnen oder

Gutachter.

§ 5§ 5§ 5§ 5
HabilitationsausschussHabilitationsausschussHabilitationsausschussHabilitationsausschuss

(1) Das Habilitationsverfahren wird vom Habilitations-
ausschuss der Fakultät durchgeführt, soweit diese
Habilitationsordnung nichts anderes regelt. Er stellt ins-
besondere sicher, dass die Bestimmungen dieser Habi-
litationsordnung eingehalten werden.

(2)  Dem Habilitationsausschuss gehören an:
1. mit Stimmrecht:

a) die Professorinnen und Professoren aus der
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer und die habilitierten Mitglieder der
Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Fakultät;

b) fakultativ bis zu fünf weitere Professorinnen
oder Professoren oder Habilitierte, die der Uni-
versität Bielefeld oder einer anderen Universi-
tät angehören und die für jedes Verfahren vom
Habilitationsausschuss neu gewählt werden;

c) die Mitglieder der Habilitationskommission (§ 7);
2. mit beratender Stimme:

die der Fakultätskonferenz angehörenden Studie-
renden, akademischen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und weiteren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter.

(3) Der Habilitationsausschuss ist beschlussfähig, wenn
mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder
anwesend ist. Er fasst seine Beschlüsse in offener Ab-
stimmung mit einfacher Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder.

(4) Wird die Lehrbefähigung in einem Fach angestrebt,
für das sich die Fakultät nicht allein zuständig sieht,
können Professorinnen oder Professoren des entspre-
chenden Fachbereichs mit beratender Stimme dem
Habilitationsausschuss angehören. Über die Beteiligung
entscheidet der Habilitationsausschuss.

(5) Die Dekanin oder der Dekan führt den Vorsitz.

§ 6§ 6§ 6§ 6
Eröffnung des HabilitationsverfahrensEröffnung des HabilitationsverfahrensEröffnung des HabilitationsverfahrensEröffnung des Habilitationsverfahrens

(1) Die Dekanin oder der Dekan prüft die gemäß § 4
von der Habilitandin oder vom Habilitanden vorgeleg-
ten Unterlagen auf Vollständigkeit. Sind die Vorausset-
zungen nach § 4 erfüllt, beruft die Dekanin oder der
Dekan umgehend während der Vorlesungszeit eine
Sitzung des Habilitationsausschusses ein. Die Mitglieder
des Habilitationsausschusses haben Einsicht in die
vorgelegten Unterlagen gemäß § 4. Über die Erfüllung
der Zulassungsvoraussetzungen und die Eröffnung des
Habilitationsverfahrens entscheidet der Habilitations-
ausschuss mit einfacher Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder. Vor Entscheidung über
die Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen und die
Eröffnung des Verfahrens berichtet ein Mitglied der
Fakultät über die  Habilitandin oder den Habilitanden,
insbesondere über seine oder ihre weitergehende
wissenschaftliche Tätigkeit in Forschung und Lehre nach
der Promotion gemäß § 2 sowie über das Thema der
schriftlichen Habilitationsleistung.

(2) Die Ablehnung eines Antrages auf Eröffnung eines
Habilitationsverfahrens ist insbesondere möglich, wenn
a) die Habilitandin oder der Habilitand die Vorausset-

zungen des § 2 nicht erfüllt, oder
b) das Fach, dem die schriftliche Habilitationsleistung

zuzuordnen ist, von der Fakultät nicht in Forschung
und Lehre vertreten wird.

(3) Eine Ablehnung ist der Habilitandin oder dem Habi-
litanden schriftlich mit Begründung und Rechtsbehelfs-
belehrung bekannt zu geben.

(4) Die Dauer des gesamten Verfahrens soll zwölf Mo-
nate seit Einreichung des Antrages nicht überschreiten.

(5) Die Habilitandin oder der Habilitand kann vom
Habilitationsverfahren zurücktreten, solange bei der
Dekanin oder dem Dekan der Fakultät noch kein Gut-
achten über die schriftliche Habilitationsleistung einge-
gangen ist. In diesem Fall gilt das Verfahren nicht als
Habilitationsversuch.

(6) Nach Eröffnung des Habilitationsverfahrens be-
stimmt der Habilitationsausschuss eine Habilitations-
kommission (§ 7).

§ 7§ 7§ 7§ 7
HabilitationskommissionHabilitationskommissionHabilitationskommissionHabilitationskommission

(1) Die Habilitationskommission setzt sich im Regelfall
aus drei Professorinnen, Professoren oder Habilitierten
zusammen, die das Fachgebiet, dem die Habilitations-
schrift zuzuordnen ist, in Forschung und Lehre vertre-
ten. Von den Mitgliedern der Habilitationskommission
soll eines einer auswärtigen Hochschule und mindestens
zwei der Fakultät angehören. Bei Interdisziplinarität der
schriftlichen Habilitationsleistung soll mindestens ein
Mitglied der Habilitationskommission aus einer zustän-
digen Fakultät (in der Regel der Universität Bielefeld)
bestellt werden. Die Vorschläge der Habilitandin oder
des Habilitanden (§ 4 Nr. 11) für die Gutachterinnen



- ORQ-

Verkündungsblatt Universität Bielefeld – Amtliche Bekanntmachungen - 23/07

oder Gutachter sind grundsätzlich zu berücksichtigen;
Abweichungen sind zu begründen.

(2) Die Habilitationskommission wählt eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden.

(3) Die Mitglieder der Habilitationskommission erstellen
die Gutachten gemäß § 9.

§ 8§ 8§ 8§ 8
Schriftliche HabilitationsleistungSchriftliche HabilitationsleistungSchriftliche HabilitationsleistungSchriftliche Habilitationsleistung

(1) Als schriftliche Habilitationsleistung können vorge-
legt werden:
a) Eine selbständige wissenschaftliche Arbeit, die einen

wesentlichen Fortschritt der wissenschaftlichen Er-
kenntnis für das Fach darstellt (Habilitationsschrift)
oder

b) publizierte oder zum Druck angenommene For-
schungsergebnisse, die in ihrer Gesamtheit einer
Habilitationsschrift gleichwertige Leistungen dar-
stellen (kumulative Habilitationsleistung). Die Dis-
sertation zählt nicht zu diesen Schriften. Den als
schriftliche Habilitationsleistungen eingereichten
publizierten Forschungsergebnissen ist eine ausführ-
liche Zusammenfassung voranzustellen, die den in-
neren Zusammenhang der eingereichten Arbeiten
verdeutlicht.

(2) Bei Schriften, die aus der gemeinsamen Forschung
mehrerer Personen hervorgegangen sind, muss die
selbständige wissenschaftliche Leistung der Habilitandin
oder des Habilitanden erkennbar und für sich bewertbar
sein. Die Arbeiten der Habilitandin oder des Habilitan-
den müssen insgesamt den Ansprüchen an eine Habili-
tationsschrift genügen. Die selbständige Leistung ist
durch eine Stellungnahme der Habilitandin oder des
Habilitanden zu verdeutlichen.

§ 9§ 9§ 9§ 9
GutachtenGutachtenGutachtenGutachten

(1) Die schriftliche Habilitationsleistung ist von den
Mitgliedern der Habilitationskommission innerhalb von
drei Monaten zu begutachten. Bei Fristüberschreitung
beschließt die Habilitationskommission über das weitere
Verfahren.

(2) Die Gutachterinnen und Gutachter nehmen unab-
hängig voneinander in je einem schriftlichen Gutachten
zu der Habilitationsschrift Stellung, schlagen die An-
nahme, Ablehnung oder Rückgabe zur Umarbeitung
und Neuvorlage der Habilitationsschrift vor und neh-
men Stellung zur beantragten Lehrbefähigung.

(3) Nach Eingang der Gutachten beschließt die Kommis-
sion mit einfacher Mehrheit, ob sie dem Habilitations-
ausschuss vorschlägt, die Habilitationsleistung anzu-
nehmen, abzulehnen oder zur Überarbeitung zurückzu-
geben. Die Gutachten werden von der oder von dem
Vorsitzenden der Kommission zu einem Bericht zusam-
mengefasst. In dem Bericht ist der Beschluss der Kom-
mission, der Vorschlag für den wissenschaftlichen
Vortrag, sowie ein Vorschlag zum Umfang der zu verlei-

henden Lehrbefugnis anzugeben. Ein Abweichen von
der angestrebten Lehrbefugnis ist zu begründen.

(4) Im Anschluss an einen positiven Beschluss der
Kommission legt die Dekanin oder der Dekan unver-
züglich die schriftliche Habilitationsleistung mit allen
Gutachten und dem Bericht zwei Wochen (in der Regel
während der Vorlesungszeit) zur Einsicht aus und teilt
dies den Mitgliedern der Fakultät mit. Alle Professorin-
nen, Professoren und habilitierten Mitglieder der Fa-
kultät können innerhalb einer Woche nach Ablauf
dieser Frist eine schriftliche Stellungnahme abgeben.
Die Habilitandin  oder der Habilitand kann sich inner-
halb von vierzehn Tagen nach Ablauf der Auslagefrist zu
den Gutachten und Stellungnahmen schriftlich äußern.
Die Stellungnahmen werden Bestandteil des Berichts.

§ 10§ 10§ 10§ 10
Beschluss über die schriftliche HabilitationsleistungBeschluss über die schriftliche HabilitationsleistungBeschluss über die schriftliche HabilitationsleistungBeschluss über die schriftliche Habilitationsleistung

(1) Nach Ablauf der Fristen gem. § 9 beschließt der
Habilitationsausschuss mit einfacher Mehrheit in nicht
öffentlicher Sitzung aufgrund des Kommissionsberichts
und etwaiger Stellungnahmen in offener Abstimmung
über die Annahme, die Ablehnung oder die Rückgabe
der schriftlichen Habilitationsleistung. Jedes anwesende
stimmberechtigte Mitglied hat ein Votum für oder
gegen die Annahme oder Rückgabe abzugeben.

(2) Wird die schriftliche Habilitationsleistung zur Über-
arbeitung zurückgegeben, muss diese innerhalb eines
Jahres neu vorgelegt werden. Der Habilitations-
ausschuss kann die Frist aus wichtigem Grund verlän-
gern. Die Gutachterinnen und Gutachter geben zu der
geänderten Fassung der Arbeit eine ergänzende Stel-
lungnahme ab. Versäumt die Habilitandin oder der
Habilitand die Frist, so gilt die Habilitationsschrift als
abgelehnt.

(3) Wird die schriftliche Habilitationsleistung abgelehnt,
ist die Habilitation gescheitert. Im Falle der Ablehnung
bleiben ein Exemplar der schriftlichen Habilitationsleis-
tung sowie die Gutachten und Stellungnahmen bei den
Akten der Fakultät.

(4) Die Entscheidung des Habilitationsausschusses ist
der Habilitandin oder dem Habilitanden unverzüglich
durch die Dekanin oder den Dekan bekannt zu geben.
Eine belastende Entscheidung ist zu begründen und mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 11§ 11§ 11§ 11
Wissenschaftlicher Vortrag und KolloquiumWissenschaftlicher Vortrag und KolloquiumWissenschaftlicher Vortrag und KolloquiumWissenschaftlicher Vortrag und Kolloquium

(1) Nach Annahme der schriftlichen Habilitationsleis-
tung wählt der Habilitationsausschuss aus den von der
Habilitandin oder dem Habilitanden vorgeschlagenen
Themen das Thema des wissenschaftlichen Vortrages
aus. Die eingereichten Themenvorschläge sollten aus
unterschiedlichen Forschungsbereichen stammen und
sich nicht mit dem Gegenstand von Dissertation bzw.
schriftlicher Habilitationsleistung überschneiden. Der
Habilitationsausschuss kann ein nach seiner Meinung
ungeeignetes Thema zurückweisen; in diesem Fall hat
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die Habilitandin oder der Habilitand ein neues Thema
zu benennen. Der Vorschlag der Habilitationskommissi-
on soll berücksichtigt werden; Abweichungen sind zu
begründen.

(2) Die Dekanin oder der Dekan teilt der Habilitandin
oder dem Habilitanden den Beschluss mit und lädt sie
oder ihn zum wissenschaftlichen Vortrag mit anschlie-
ßendem Kolloquium vor den Habilitationsausschuss.
Vortrag und Kolloquium sollen während der Vorle-
sungszeit innerhalb von sechs Wochen stattfinden. Die
Habilitandin oder der Habilitand kann vier Wochen
Vorbereitungszeit beanspruchen.

(3) An den wissenschaftlichen Vortrag (30 Minuten)
schließt sich das Kolloquium an, das die Dekanin oder
der Dekan leitet. Es kann sich auf das gesamte Fach, für
das die Lehrbefähigung beantragt wird, erstrecken und
soll die Befähigung zeigen, komplexe Sachverhalte und
Theorien wissenschaftlich kundig, kritisch und didak-
tisch angemessen darzustellen und eine Diskussion
wissenschaftlicher Fragen bestreiten zu können. Vortrag
und Kolloquium sind öffentlich. Das Kolloquium dauert
bis zu sechzig Minuten.

(4) Der Habilitationsausschuss entscheidet nach nicht
öffentlicher Beratung in offener Abstimmung und mit
einfacher Mehrheit, ob Vortrag und Kolloquium den
Anforderungen genügen. Wird die erforderliche Mehr-
heit nicht erreicht, so gelten Vortrag und Kolloquium
als gescheitert; sie können einmal wiederholt werden.
Die Habilitandin oder der Habilitand hat die Wieder-
holung von Vortrag und Kolloquium spätestens inner-
halb von drei Monaten zu beantragen und neue The-
menvorschläge (§ 4 Nr. 7) für den wissenschaftlichen
Vortrag einzureichen. Versäumt sie oder er die Frist,
verzichtet sie oder er auf die Wiederholung oder genü-
gen ihre oder seine Leistungen wiederum nicht, so ist
die Habilitation gescheitert. Die Dekanin oder der
Dekan hat dies der Habilitandin oder dem Habilitanden
unverzüglich mit schriftlicher Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung mitzuteilen.

§ 12§ 12§ 12§ 12
HabilitationHabilitationHabilitationHabilitation

(1) Im Anschluss an eine positive Entscheidung nach § 11
Abs. 4 stellt der Habilitationsausschuss in nicht öffentli-
cher Sitzung die Lehrbefähigung fest und beschließt
über deren Umfang. Der Vorschlag der Habilitations-
kommission ist zu berücksichtigen.

(2) Der Habilitationsausschuss kann entgegen dem
Antrag der Habilitandin oder des Habilitanden eine
Modifizierung oder Einschränkung der Lehrbefähigung
beschließen. Dies ist der Habilitandin oder dem Habili-
tanden unverzüglich mit Begründung und Rechtsbe-
helfsbelehrung schriftlich mitzuteilen.

(3) Die Dekanin oder der Dekan überreicht bei einem
positiven Ausgang des Verfahrens der Habilitandin oder
dem Habilitanden unverzüglich eine Urkunde über die
Feststellung der Lehrbefähigung. Die Urkunde enthält:

1. die Personalien der Habilitandin oder des Habilitan-
den,

2. das Thema der schriftlichen Habilitationsleistung,
3. die Bezeichnung der Fakultät, die die Lehrbefähi-

gung festgestellt hat,
4. die Bezeichnung des Gebietes der Lehrbefähigung,
5. den Tag der Beschlussfassung über die Habilitation.

(4) Die Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan
unterzeichnet. Sie wird mit dem Siegel der Fakultät
versehen.

(5) Mit der Aushändigung der Urkunde durch die Deka-
nin oder den Dekan ist das Verfahren zur Feststellung
der Lehrbefähigung abgeschlossen. Die Dekanin oder
der Dekan zeigt die vollzogene Habilitation dem Rek-
torat an.

§ 13§ 13§ 13§ 13
Einsicht in die HabilitationsunterlagenEinsicht in die HabilitationsunterlagenEinsicht in die HabilitationsunterlagenEinsicht in die Habilitationsunterlagen

Die Habilitandin oder der Habilitand hat nach Abschluss
des Verfahrens zur Feststellung der Lehrbefähigung das
Recht auf Einsicht in alle Habilitationsunterlagen.

§ 14§ 14§ 14§ 14
VeröffentlichungVeröffentlichungVeröffentlichungVeröffentlichung

(1) Der Universitätsbibliothek sind zwei Belegexemplare
der Habilitationsschrift zur Einsicht zu hinterlegen.

(2) Wird die Habilitationsschrift veröffentlicht , sind der
Fakultät zwei Exemplare der veröffentlichten Fassung
einzureichen. Die Fakultät ist berechtigt, der Universi-
tätsbibliothek Bielefeld ein Exemplar zur Verfügung zu
stellen.

II. LehrbefugnisII. LehrbefugnisII. LehrbefugnisII. Lehrbefugnis

§ 15§ 15§ 15§ 15
Erteilung der LehrbefugnisErteilung der LehrbefugnisErteilung der LehrbefugnisErteilung der Lehrbefugnis

(1) Auf Antrag der oder des Habilitierten entscheidet
der Habilitationsausschuss über die Verleihung der
Befugnis, in dem Fach der Fakultät Lehrveranstaltungen
selbständig durchzuführen, für das die Lehrbefähigung
festgestellt worden ist. Der Antrag darf nur aus Gründen
abgelehnt werden, die eine Ernennung zur Professorin
oder zum Professor gesetzlich ausschließen. Der Antrag
kann schon mit dem Habilitationsantrag (§ 4 Nr. 9, 10)
gestellt werden.

(2) Wird die Lehrbefugnis gemäß Absatz 1 erteilt, so
überreicht die Dekanin oder der Dekan der oder dem
Habilitierten eine Urkunde über die Lehrbefugnis. Diese
enthält:
1. die Personalien der oder des Habilitierten,
2. die Bezeichnung des Lehrgebietes,
3. die Bezeichnung der Fakultät, in der die Lehrbefug-

nis erteilt wird,
4. den Tag der Beschlussfassung nach Absatz 1.
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(3) Die Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan
unterzeichnet und mit dem Siegel der Fakultät verse-
hen. Die Habilitierte oder der Habilitierte ist berechtigt,
den Doktorgrad mit dem Zusatz „habilitatus“ bzw.
„habilitata“ (habil.) zu führen.

§ 16§ 16§ 16§ 16
Rechte und Pflichten der Privatdozentin oder des PrRechte und Pflichten der Privatdozentin oder des PrRechte und Pflichten der Privatdozentin oder des PrRechte und Pflichten der Privatdozentin oder des Priiii----

vatdozentenvatdozentenvatdozentenvatdozenten

(1) Mit der Aushändigung der Urkunde über die Lehr-
befugnis ist die oder der Habilitierte berechtigt, die
Bezeichnung „Privatdozentin“ oder „Privatdozent“ zu
führen. Ein Dienstverhältnis wird damit nicht begrün-
det.

(2) Die Privatdozentin oder der Privatdozent hat das
Recht, im Rahmen der Lehrbefugnis Lehrveranstaltun-
gen abzuhalten.

(3) Die Privatdozentin oder der Privatdozent ist ver-
pflichtet, in jedem Studienjahr eine Lehrveranstaltung
mit zwei Semesterwochenstunden anzubieten. Auf
Antrag kann Lehrtätigkeit an anderen Hochschulen des
In- und Auslands angerechnet werden.

(4) Die Privatdozentin oder der Privatdozent ist berech-
tigt, nach Maßgabe der Ordnungen der Fakultät Prü-
fungen abzunehmen.

III. Allgemeine BestimmungenIII. Allgemeine BestimmungenIII. Allgemeine BestimmungenIII. Allgemeine Bestimmungen

§ 17§ 17§ 17§ 17
Änderung des Gebietes der Lehrbefähigung und derÄnderung des Gebietes der Lehrbefähigung und derÄnderung des Gebietes der Lehrbefähigung und derÄnderung des Gebietes der Lehrbefähigung und der

LehrbefugnisLehrbefugnisLehrbefugnisLehrbefugnis

Auf Antrag einer oder eines Habilitierten kann eine
Änderung bzw. Erweiterung des Gebietes erfolgen, für
das die Lehrbefähigung bzw. die Lehrbefugnis festge-
stellt wurde. Die Bestimmungen dieser Ordnung gelten
entsprechend; der Habilitationsausschuss kann jedoch
Teile des Verfahrens erlassen.

§ 18§ 18§ 18§ 18
Erlöschen und Widerruf der LehrbefähigungErlöschen und Widerruf der LehrbefähigungErlöschen und Widerruf der LehrbefähigungErlöschen und Widerruf der Lehrbefähigung

(1) Die Lehrbefähigung erlischt, wenn diejenige akade-
mische Qualifikation erlischt, die Voraussetzung für die
Zulassung zum Habilitationsverfahren war.

(2) Die Feststellung der Lehrbefähigung wird widerru-
fen, wenn die Habilitation durch arglistige Täuschung,
Drohung oder Bestechung oder durch Angaben, die im
Wesentlichen unvollständig waren, erlangt wurde.

(3) Die Entscheidung zu den Absätzen 1 und 2 trifft die
Fakultätskonferenz. Der oder dem Betroffenen ist vorher
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

§ 19§ 19§ 19§ 19
Erlöschen und Widerruf der LehrbefugnisErlöschen und Widerruf der LehrbefugnisErlöschen und Widerruf der LehrbefugnisErlöschen und Widerruf der Lehrbefugnis

(1) Die Lehrbefugnis erlischt

a) bei schriftlichem Verzicht der Privatdozentin oder
des Privatdozenten,

b) mit dem Wirksamwerden einer Berufung oder einer
Umhabilitation an eine andere Fakultät,

c) mit dem Erlöschen oder dem Entzug der Lehrbefähi-
gung.

(2) Die Lehrbefugnis kann widerrufen werden,
a) wenn die Privatdozentin oder der Privatdozent ohne

wichtigen Grund zwei Jahre lang keine Lehrtätigkeit
mehr ausgeübt hat, es sei denn, dass sie oder er das
65. Lebensjahr vollendet hat;

b) wenn die Privatdozentin oder der Privatdozent
durch ihr oder sein Verhalten das Ansehen oder
Vertrauen, das ihre oder seine Stellung erfordert,
verletzt hat bzw. wenn ein Grund vorliegt, der bei
einer Beamtin oder einem Beamten die Rücknahme
der Ernennung rechtfertigen würde.

(3) Die Entscheidung zu Absatz 2 trifft die Fakultäts-
konferenz, wobei die oder der Betroffene vorher anzu-
hören ist.

§ 20§ 20§ 20§ 20
UmhabilitationUmhabilitationUmhabilitationUmhabilitation

Eine Habilitierte oder ein Habilitierter, die oder der an
einer anderen Fakultät habilitiert worden ist, kann auf
Antrag die Lehrbefugnis an der Fakultät für Linguistik
und Literaturwissenschaft der Universität Bielefeld
erhalten. Der Antrag ist mit den Unterlagen gemäß § 4
zu versehen. Zusätzlich ist die Urkunde über das bereits
abgeschlossene Habilitationsverfahren einschließlich der
Verleihung der Lehrbefugnis beizufügen. Die Bestim-
mungen dieser Ordnung gelten entsprechend. Der
Habilitationsausschuss kann jedoch Teile des Verfahrens
erlassen.

§ 21§ 21§ 21§ 21
Anerkennung von Leistungen im Rahmen einer JunioAnerkennung von Leistungen im Rahmen einer JunioAnerkennung von Leistungen im Rahmen einer JunioAnerkennung von Leistungen im Rahmen einer Juniorrrr----

professurprofessurprofessurprofessur

Falls die Habilitandin oder der Habilitand bereits im
Rahmen einer Juniorprofessur evaluiert wurde, kann der
Habilitationsausschuss den schriftlichen Teil dieses
Verfahrens ganz oder teilweise erlassen, falls und inso-
weit als die schriftliche Leistung des Evaluierungsver-
fahrens im Rahmen der Juniorprofessur der schriftlichen
Leistung im Rahmen des Habilitationsverfahrens in
Qualität und Umfang entspricht. Die Unterlagen über
das Evaluierungsverfahren im Rahmen der Juniorprofes-
sur sind bei der Antragstellung beizufügen.

§ 22§ 22§ 22§ 22
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen,Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen,Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen,Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen,

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe im
Verkündungsblatt der Universität Bielefeld – Amtliche
Bekanntmachungen – in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Habilitationsordnung der Fakultät für Linguistik und
Literaturwissenschaft vom 17. Februar 1997 (Mittei-
lungsblatt der Universität Bielefeld – Amtliche Be-
kanntmachungen – Jg. 26 Nr. 9 S. 51) und für den
Bereich Kunst und Musik die Habilitationsordnung der
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Fakultät für Theologie, Geographie, Kunst und Musik
vom 01. Oktober 1999 (Mitteilungsblatt der Universität
Bielefeld – Amtliche Bekanntmachungen – Jg. 28 Nr. 30
S. 161) außer Kraft; sie sind weiter anzuwenden für alle
Habilitandinnen und Habilitanden, deren Habilitations-
verfahren vor Inkrafttreten dieser Ordnung eröffnet
wurde.

Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses der Fakultäts-
konferenz der Fakultät für Linguistik und Literaturwis-
senschaft der Universität Bielefeld vom 11. Juli 2007.

Bielefeld, den 3. Dezember 2007

Der Rektor
der Universität Bielefeld

 Universitätsprofessor Dr. Dieter Timmermann
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BerichtigungBerichtigungBerichtigungBerichtigung

Betr.: Ordnung zur Änderung der Prüfungs- und Stu-
dienordnung für den Masterstudiengang "Master of
Education" (MPO Ed.) an der Universität Bielefeld vom
02. Juli 2007 (Verkündungsblatt der Universität Biele-
feld - Amtliche Bekanntmachungen - Jg. 36 Nr. 14 S.
168).

Artikel II Absatz 2 muss lauten:Artikel II Absatz 2 muss lauten:Artikel II Absatz 2 muss lauten:Artikel II Absatz 2 muss lauten:

"Abweichend von Absatz 1 gilt § 13 Abs. 6 Satz 1 und
2 nicht für die Studierenden, die ihr Studium im Stu-
diengang Master of Education vor dem Wintersemes-
ter 2006/07 an der Universität Bielefeld aufgenommen
haben. § 13 Abs. 6 Satz 3 gilt abweichend von Absatz
1 nicht für die Studierenden, die ihr Bachelorstudium
vor dem Wintersemester 2006/07 an der Universität
Bielefeld aufgenommen haben."

BerichtigungBerichtigungBerichtigungBerichtigung

Betr.: Anlage zu § 1 Abs. 1 BPO: Fächerspezifische
Bestimmungen für das Fach Germanistik vom 25. Ok-
tober 2007 (Verkündungsblatt der Universität Bielefeld
- Amtliche Bekanntmachungen - Jg. 36 Nr. 21 S. 230).

Auf Seite 230 Ziffer 5.2Auf Seite 230 Ziffer 5.2Auf Seite 230 Ziffer 5.2Auf Seite 230 Ziffer 5.2 muss es in der Spalte
"Bereich III: Vermittlungswissen/Berufsorientierung" in
Zeile 4 "Interkulturalität (DaZ-Angebot) (P3I)" lauten.
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Gebührenordnung der Universitätsbibliothek BielefeldGebührenordnung der Universitätsbibliothek BielefeldGebührenordnung der Universitätsbibliothek BielefeldGebührenordnung der Universitätsbibliothek Bielefeld
vom 3. Dezember 2007vom 3. Dezember 2007vom 3. Dezember 2007vom 3. Dezember 2007

Auf Grund der §§ 2 Abs. 4, 29 Abs. 4 des Gesetzes
über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen
(HG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474), sowie
auf Grund des § 1 Abs. 2 der Verordnung über die
Erhebung von Gebühren im Bereich Information,
Kommunikation, Medien nach § 30 Hochschulgesetz
des Landes Nordrhein-Westfalen (GebO-IKM NRW)
vom 18. August 2005 (GV.NRW. 2005 S. 738)  hat die
Universität Bielefeld folgende Ordnung erlassen:

§ 1§ 1§ 1§ 1
AllgemeinesAllgemeinesAllgemeinesAllgemeines

(1) Die Benutzung der Universitätsbibliothek Bielefeld
(Bibliothek) ist gemäß § 7 Abs. 1 Benutzungsordnung
der Universitätsbibliothek Bielefeld grundsätzlich ge-
bührenfrei.

(2) Für Verwaltungstätigkeiten und Arten der Benut-
zung werden Gebühren, Kosten und Auslagen nach
Maßgabe dieser Gebührenordnung sowie der einschlä-
gigen kostenrechtlichen Bestimmungen des Landes
Nordrhein-Westfalen in den jeweils geltenden Fassun-
gen erhoben. Die Studienbeitragssatzung der Univer-
sität Bielefeld in der jeweils gültigen Fassung bleibt
unberührt.

(3) Die Kosten für sonstige Dienstleistungen, die die
Bibliothek auf besondere Anforderung im Rahmen
ihres Auftrags und ihrer Möglichkeiten erbringt, wer-
den nach dem entstandenen Aufwand festgelegt und
erhoben. Die Direktorin oder der Direktor der Biblio-
thek wird ermächtigt, pauschalierte Stundensätze fest-
zusetzen; diese werden durch Aushang bekannt gege-
ben.

(4) Medieneinheit im Sinne dieser Gebührenordnung
ist jeder einzelne Band oder jedes als physische Einheit
ausleihbare oder benutzbare Werk.

§ 2§ 2§ 2§ 2
LeihfristüberschreitungLeihfristüberschreitungLeihfristüberschreitungLeihfristüberschreitung

Die bei Leihfristüberschreitung zu berechnende Ge-
bühr je Medieneinheit wird mit Überschreitung der
Leihfrist fällig, ohne dass es der Erinnerung durch die
Bibliothek bedarf. Die Säumnisgebühren betragen je
Medieneinheit bei Überschreitung der Leihfrist vom

- 1. bis  10. Kalendertag: 2,00 Euro;
- 11. bis 20. Kalendertag: 5,00 Euro;
- 21. bis 30. Kalendertag: 10,00 Euro;
- ab dem 31. Kalendertag: 20,00 Euro.

§ 3§ 3§ 3§ 3
Nichtrückgabe von Medieneinheiten, SchadenseNichtrückgabe von Medieneinheiten, SchadenseNichtrückgabe von Medieneinheiten, SchadenseNichtrückgabe von Medieneinheiten, Schadenserrrrsatzsatzsatzsatz

(1) Bei Überschreitung der Leihfrist von mehr als 30
Kalendertagen erlässt die Bibliothek eine sofort voll-
ziehbare Rückgabeanordnung und leitet das Verwal-
tungsvollstreckungsverfahren zwecks Rückgabe der
Medieneinheit ein.

(2) Bleibt die Vollstreckung erfolglos, wird die Me-
dieneinheit als abhanden gekommen betrachtet und
ist die Benutzerin oder der Benutzer zuzüglich zu den
Säumnisgebühren zum Schadensersatz verpflichtet.
Ferner wird eine Verwaltungsgebühr in Höhe von
25,00 Euro pro Medieneinheit erhoben.

(3) Erscheint das Verwaltungsvollstreckungsverfahren
unzweckmäßig oder verspricht es keinen Erfolg, so ist
die Bibliothek nach Ablauf einer der Benutzerin oder
dem Benutzer gesetzten Frist von mindestens weiteren
10 Tagen berechtigt, das entliehene Werk als abhan-
den gekommen zu betrachten und zuzüglich zu den
Säumnisgebühren Schadensersatz und eine Verwal-
tungsgebühr in Höhe von 25,00 Euro pro Medienein-
heit zu erheben.

(4) In sonstigen Verlust- und Schadensfällen erhebt die
Bibliothek zusätzlich zu etwaigen Säumnisgebühren
und den Kosten für Reparatur, Ersatz oder Wertersatz
eine Verwaltungsgebühr von 25,00 Euro pro Medien-
einheit.

(5) Säumnisgebühren werden nur bis zu dem Zeitpunkt
erhoben, in dem das Abhandenkommen einer Me-
dieneinheit angezeigt worden ist. In diesem Fall richtet
sich das weitere Verfahren nach Absatz 4. Wird die
Medieneinheit dennoch zurückgegeben, kann die
Bibliothek auf das weitere Vorgehen nach Absatz 4
verzichten und stattdessen die Säumnisgebühren nach
§ 2 für den gesamten Zeitraum der Leihfristüber-
schreitung erheben.

(6) Die Verwaltungsgebühren werden zur Abgeltung
des bei der Bearbeitung des Schadensvorgangs und bei
der Wiederbeschaffung entstehenden Verwaltungs-
aufwandes erhoben. Sie stellen zugleich einen Vor-
teilsausgleich für die im Übrigen gebührenfreie Nut-
zung der Bibliothek dar.

§ 4§ 4§ 4§ 4
FernleiheFernleiheFernleiheFernleihe

Bei Bestellungen im Leihverkehr erhebt die Bibliothek
eine Gebühr von 1,50 Euro für jede Bestellung unab-
hängig von deren Erfolg. Kosten und Gebühren, die
gegebenenfalls von der entleihenden Bibliothek erho-
ben werden, sowie solche, die durch besondere
Versendungsformen oder Wertversicherungen entste-
hen, sind zusätzlich zu erstatten.
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§ 5§ 5§ 5§ 5
Ersatz des BibliotheksausweisesErsatz des BibliotheksausweisesErsatz des BibliotheksausweisesErsatz des Bibliotheksausweises

Für die Zweitausfertigung eines Bibliotheksausweises
erhebt die Bibliothek eine Gebühr von 10,00 Euro. Die
Gebühr wird zur Abgeltung des Verwaltungsaufwandes
erhoben. Sie stellt zugleich einen Vorteilsausgleich für
die im Übrigen gebührenfreie Nutzung der Bibliothek
dar. Die Studienbeitragssatzung der Universität Biele-
feld vom 20.07.2006 bleibt unberührt.

§ 6§ 6§ 6§ 6
ReproduktionenReproduktionenReproduktionenReproduktionen

Für die Ausführung von Foto- und Reproduktionsar-
beiten werden je Aufnahme, Blatt oder Kopie Gebüh-
ren erhoben, die durch die Direktorin oder den Di-
rektor der Bibliothek festgesetzt und durch Aushang
bekannt gegeben werden. Grundlage für die Berech-
nung ist der jeweilige Material- und Arbeitsaufwand
für die Foto- und Reproduktionsarbeiten.

§ 7§ 7§ 7§ 7
AdressermittlungAdressermittlungAdressermittlungAdressermittlung

Werden der Bibliothek Kosten für die Ermittlung von
Adressen von Benutzerinnen und Benutzern in Rech-
nung gestellt, so sind diese von der jeweiligen Benut-
zerin oder dem jeweiligen Benutzer zu erstatten.

§ 8§ 8§ 8§ 8
Portokosten und AuslagenersatzPortokosten und AuslagenersatzPortokosten und AuslagenersatzPortokosten und Auslagenersatz

Auslagen für Portokosten, Wertversicherungen, Da-
tenfernübertragungen und ähnliche Sonderleistungen
sind von der jeweiligen Benutzerin oder dem jeweili-
gen Benutzer zu erstatten.

§ 9§ 9§ 9§ 9
SchließfächerSchließfächerSchließfächerSchließfächer

Für die Benutzung der Koffer- und der Taschen-
schließfächer im Eingangsbereich der Bibliothek wird
ein Pfand in Höhe von 2,00 Euro je Benutzungsvor-
gang erhoben. Darüber hinaus wird für die Benutzung
der Kofferschließfächer eine Gebühr von 2,00 Euro je
Benutzungsvorgang zur Kostendeckung und Verhal-
tenslenkung erhoben. Benutzungsvorgang ist die Zeit
der Ingebrauchnahme des Schließfaches bis zur regel-
mäßig erfolgenden Leerung der Schließfächer. Für die
Öffnung eines Schließfaches auf Verlangen der Nutze-
rin oder des Nutzers sowie für die Leerung des
Schließfaches nach Ablauf der Benutzungszeit und ggf.
für die Verwahrung der entnommenen Gegenstände
wird das Pfandgeld in Höhe von EUR 2,-- als Gebühr
zur Deckung der Kosten einbehalten. Bei Verlust des
Schlüssels oder bei Nichtrückgabe des Schlüssels sind
die entstehenden Auslagen für die Auswechslung des
Schlosses zu erstatten. Das Nähere wird in gesonder-
ten Benutzungsregelungen geregelt.

§ 10§ 10§ 10§ 10
FälligkeitFälligkeitFälligkeitFälligkeit

Gebühren, Kosten und Auslagen werden mit der Er-
stellung der schriftlichen Zahlungsaufforderung oder,
sofern eine solche Aufforderung nicht erstellt wird, mit
Erbringung der Leistung bzw. Vornahme der Verwal-
tungshandlung fällig, soweit diese Gebührenordnung
keinen anderen Zeitpunkt bestimmt.

§ 11§ 11§ 11§ 11
Ermäßigung und Erlass von Gebühren und KoErmäßigung und Erlass von Gebühren und KoErmäßigung und Erlass von Gebühren und KoErmäßigung und Erlass von Gebühren und Kosssstentententen

Entstandene Gebühren können auf Antrag ausnahms-
weise ermäßigt oder erlassen werden, wenn ihre Erhe-
bung nach Lage des einzelnen Falles eine besondere
Härte bedeuten würde.

§ 12§ 12§ 12§ 12
InkrafttretenInkrafttretenInkrafttretenInkrafttreten

Diese Gebührenordnung wird im Verkündungsblatt der
Universität Bielefeld - Amtliche Bekanntmachungen –
bekannt gegeben und tritt am Tage nach Ihrer Be-
kanntgabe in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorats
der Universität Bielefeld vom 11.09.2007 und des
Senats der Universität Bielefeld vom 07.11.2007.

Bielefeld, den 3. Dezember 2007

Der Rektor
der Universität Bielefeld

Universitätsprofessor Dr. Dieter Timmermann
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Benutzungsregelungen für die vor der UniversitätsbiBenutzungsregelungen für die vor der UniversitätsbiBenutzungsregelungen für die vor der UniversitätsbiBenutzungsregelungen für die vor der Universitätsbibbbb----
liothek vorhandenen Taschen- und Kofferschließfächerliothek vorhandenen Taschen- und Kofferschließfächerliothek vorhandenen Taschen- und Kofferschließfächerliothek vorhandenen Taschen- und Kofferschließfächer
vom 3. Dezember 2007vom 3. Dezember 2007vom 3. Dezember 2007vom 3. Dezember 2007

Da der Bestand an Taschen- und Kofferschließfächern
vor den Eingängen der Universitätsbibliothek eine
Dauerbelegung bei dem zahlenmäßig hohen Nutzer-
kreis nicht zulässt, ist es im Interesse aller Nutzerinnen
und Nutzer erforderlich, eine zeitlich begrenzte Nut-
zungsdauer festzulegen und die Einhaltung durch
Kontrollen der Schließfächer sicherzustellen. Die Re-
gelungen zur Pfand- und Gebührenerhebung finden
ihre Grundlage in § 9 der Gebührenordnung der Uni-
versitätsbibliothek Bielefeld vom 3. Dezember 2007
(Verkündungsblatt Universität Bielefeld – Amtliche
Bekanntmachungen – Jg 36 Nr. 23 S. 259).

Das Rektorat der Universität hat daher die nachste-
hende Benutzungsregelungen beschlossen:

§ 1§ 1§ 1§ 1

Die Universität Bielefeld stellt den Universitätsmitglie-
dern und -angehörigen sowie den Besuchern der Uni-
versitätsbibliothek Schließfächer zur Verfügung. Für die
Benutzung der Koffer- und der Taschenschließfächer
im Eingangsbereich der Bibliothek wird ein Pfand in
Höhe von 2,00 Euro je Benutzungsvorgang erhoben.
Darüber hinaus wird für die Benutzung der Koffer-
schließfächer eine Gebühr von 2,00 Euro je Benut-
zungsvorgang erhoben. Benutzungsvorgang ist die Zeit
der In-Gebrauch-Name des Schließfaches bis zur regel-
mäßig erfolgenden Leerung der Schließfächer (vgl. § 6).

§ 2§ 2§ 2§ 2

Die Schließfächer sind ausschließlich zur Aufbewah-
rung von Taschen, Koffern und ähnlichen Behältnissen
bestimmt. Ausweise, Geld, Papiere und Geldwert,
sonstige Wertsachen und nicht ersetzbare Gegenstän-
de dürfen in den Schließfächern nicht aufbewahrt
werden.

§ 3§ 3§ 3§ 3

In den Schließfächern dürfen leicht verderbliche (z.B.
Lebensmittel), übelriechende, explosions-, feuer- und
sonstige gefährliche Gegenstände bzw. Stoffe nicht
deponiert werden.

§ 4§ 4§ 4§ 4

Die Universität Bielefeld haftet nicht für die in den
Schließfächern abgelegten Gegenstände.

§ 5§ 5§ 5§ 5

Die Schließfächer werden ausschließlich unter Ver-
wendung von 2-Euro-Münzen durch eingebaute
Schlösser verschlossen. Die Verwendung von Fremd-
währungen und Chips jeglicher Art ist nicht gestattet.
Das Pfandgeld kann nach Öffnung wieder entnommen
werden.

§ 6§ 6§ 6§ 6

Die Benutzungszeit beginnt morgens um 08.00 Uhr
und endet jeweils täglich um 02.00 Uhr. Verschlossene
Schließfächer können von der Universitätsbibliothek
geöffnet werden, nach Ablauf der Benutzungszeit wer-
den sie zudem geleert.

§ 7§ 7§ 7§ 7

Für die Öffnung eines Schließfaches auf Verlangen der
Nutzerin oder des Nutzers sowie für die Leerung des
Schließfaches nach Ablauf der Benutzungszeit und ggf.
für die Verwahrung der entnommenen Gegenstände
wird das Pfandgeld in Höhe von EUR 2,00 als Gebühr
zur Deckung der Kosten einbehalten.

§ 8§ 8§ 8§ 8

Die entnommenen Gegenstände werden im Fundbüro
der Universität Bielefeld aufbewahrt und können
montags bis freitags von 10.30 bis 12.00 Uhr im Fund-
büro gegen Empfangsbestätigung abgeholt werden.
Nach Ablauf von zwei Monaten werden nicht abge-
holte Gegenstände als Fundsachen behandelt und
können versteigert werden.

§ 9§ 9§ 9§ 9

Die entnommenen Gegenstände werden gegen Vorla-
ge der im Schließfach hinterlegten Entnahmemitteilung
herausgegeben. Bei Auswechslung des Schlosses ge-
mäß § 10 erfolgt die Aushändigung der verwahrten
Gegenstände nur nach Zahlung der dadurch zusätzlich
entstandenen Kosten.

§ 10§ 10§ 10§ 10

Bei Verlust des Schlüssels oder bei Nichtrückgabe des
Schlüssels binnen eines Monats werden die Kosten für
die erforderliche Auswechslung des Schlosses in Rech-
nung gestellt.

§ 11§ 11§ 11§ 11

Die Benutzungsregelungen für die vor der Universi-
tätsbibliothek vorhandenen Taschen- und Koffer-
schließfächer werden im Verkündungsblatt der Univer-
sität Bielefeld - Amtliche Bekanntmachungen- bekannt
gegeben und tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in
Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Rektorats
der Universität Bielefeld vom 11. 09. 2007.

Bielefeld, den 3. Dezember 2007

Der Rektor
der Universität Bielefeld

Universitätsprofessor Dr. Dieter Timmermann



- OSO-

Verkündungsblatt Universität Bielefeld – Amtliche Bekanntmachungen - 23/07

Ordnung zur Änderung der Habilitationsordnung derOrdnung zur Änderung der Habilitationsordnung derOrdnung zur Änderung der Habilitationsordnung derOrdnung zur Änderung der Habilitationsordnung der
Fakultät für Psychologie und Sportwissenschaft derFakultät für Psychologie und Sportwissenschaft derFakultät für Psychologie und Sportwissenschaft derFakultät für Psychologie und Sportwissenschaft der
Universität Bielefeld vom 3. Dezember 2007Universität Bielefeld vom 3. Dezember 2007Universität Bielefeld vom 3. Dezember 2007Universität Bielefeld vom 3. Dezember 2007

- Az.: 2211.3 -

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 68 des Gesetzes
über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen
(Hochschulgesetz – HG) vom 31. Oktober 2006 (GV.
NRW. S. 474) hat die Fakultät für Psychologie und
Sportwissenschaft der Universität Bielefeld die folgen-
de Ordnung erlassen:

Artikel IArtikel IArtikel IArtikel I

Die Habilitationsordnung der Fakultät für Psychologie
und Sportwissenschaft der Universität Bielefeld vom
15. Januar 2007 (Verkündungsblatt der Universität
Bielefeld – Amtliche Bekanntmachungen – Jg. 36 Nr. 1
S. 9) wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Abs. 2 Ziff. 1 werden die Worte „alle Mit-
glieder der Gruppe der Professorinnen und Profes-
soren“ geändert in „alle Professorinnen und Profes-
soren aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer“.

2. § 10 wird um folgenden neuen Absatz 8 ergänzt:
„(8) Mit der zuerkannten Lehrbefähigung ist die oder
der Habilitierte berechtigt, den Doktorgrad mit dem
Zusatz „habilitata“ bzw. „habilitatus“, abgekürzt
„habil.“, zu führen“.

Absatz 8 (alt) wird Absatz 9.

Artikel IIArtikel IIArtikel IIArtikel II

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe
im Verkündungsblatt der Universität Bielefeld – Amtli-
che Bekanntmachungen – in Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Fakultäts-
konferenz der Fakultät für Psychologie und Sportwis-
senschaft der Universität Bielefeld vom 4. Juli 2007.

Bielefeld, den 3. Dezember 2007

Der Rektor
der Universität Bielefeld

Universitätsprofessor Dr. Dieter Timmermann
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Aufgrund des Artikel 4 Abs. 6 in Verbindung mit Arti-
kel 29 Abs. 3 der Satzung der Studierendenschaft der
Universität Bielefeld vom 05. April 2006 hat das Stu-
dierendenparlament folgende Urabstimmungsordnung
beschlossen:
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§ 1§ 1§ 1§ 1
Antrag auf UrabstimmungAntrag auf UrabstimmungAntrag auf UrabstimmungAntrag auf Urabstimmung

(1) Urabstimmungen werden durchgeführt auf Be-
schluss des Studierendenparlaments oder auf schriftli-
chen Antrag eines Mitglieds der Studierendenschaft,
der von mindestens zehn Prozent der Mitglieder der
Studierendenschaft schriftlich unterstützt wird.

(2) Der Antrag auf Urabstimmung ist schriftlich und
unter Nennung des Entscheidungsgegenstandes dem
Vorsitz des Studierendenparlaments einzureichen.
Dem Antrag sind die Unterschriftenlisten als Anlage
beizulegen. Die Unterschriftenlisten müssen folgende
Angaben zu jeder Unterschrift enthalten:
a) vollständiger Name der oder des Studierenden,
b) Matrikelnummer oder mindestens die letzten 3

Ziffern der Matrikelnummer der oder des Studie-
renden und

c) eigenhändige Unterschrift der oder des
Studierenden.

Die Unterschriftenlisten müssen durchnummeriert und
von der Antragstellerin oder dem Antragsteller unter-
zeichnet sein.

(3) Der Vorsitz des Studierendenparlaments prüft un-
verzüglich nach Eingang des Antrags auf Urabstim-
mung, ob die formalen Bedingungen erfüllt sind. Er
prüft insbesondere,
a) ob das notwendige Quorum gem. Absatz 1 erreicht

worden ist und
b) ob der Antrag den Bedingungen des Artikels 27 der

Satzung der Studierendenschaft genügt.
Der Vorsitz muss innerhalb von zwei Wochen nach
Eingang des Antrags auf Urabstimmung eine Entschei-
dung treffen.

(4) Kommt der Vorsitz nach der Prüfung zu dem Er-
gebnis, dass die formalen Bedingungen nicht erfüllt
sind, so erteilt er der Antragstellerin oder dem An-
tragsteller einen abschlägigen Bescheid. Der Bescheid
ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Ein
Widerspruch gegen diesen Bescheid wird dem Studie-
rendenparlament auf seiner nächsten Sitzung zur Ent-
scheidung vorgelegt.

(5) Kommt der Vorsitz nach der Prüfung zu dem Er-
gebnis, dass die formalen Bedingungen erfüllt sind,
teilt er dies der Antragstellerin oder dem Antragsteller
umgehend mit und beruft unverzüglich eine Sitzung
des Studierendenparlaments ein. Auf dieser Sitzung ist
eine Urabstimmungskommission gem. Artikel 29 Abs.

1 der Satzung der Studierendenschaft einzusetzen und
der Termin der Urabstimmung zu bestimmen.

(6) Die Urabstimmung ist frühestens zwei Wochen,
spätestens aber vier Wochen nach Einsetzung der
Urabstimmungskommission durchzuführen. Eine
Durchführung in der vorlesungsfreien Zeit ist nicht
statthaft.

§ 2§ 2§ 2§ 2
AbstimmungsberechtigungAbstimmungsberechtigungAbstimmungsberechtigungAbstimmungsberechtigung

Abstimmungsberechtigt ist, wer zum Zeitpunkt der
Durchführung der Urabstimmung Mitglied der Studie-
rendenschaft der Universität Bielefeld ist.
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§ 3§ 3§ 3§ 3
UrabstimmungskommissionUrabstimmungskommissionUrabstimmungskommissionUrabstimmungskommission

(1) Zur Vorbereitung, Durchführung und Kontrolle der
Urabstimmung setzt das Studierendenparlament eine
Urabstimmungskommission ein, der fünf Mitglieder
angehören und die gemäß den Stärkeverhältnissen im
Studierendenparlament nach d’Hondt besetzt wird.

(2) Die Urabstimmungskommission wählt aus ihren
Reihen die Urabstimmungsleiterin oder den Urabstim-
mungsleiter und eine Stellvertreterin oder einen Stell-
vertreter. Im Falle der Verhinderung der Urabstim-
mungsleiterin oder des Urabstimmungsleiters über-
nimmt die stellvertretende Urabstimmungsleiterin oder
der stellvertretende Urabstimmungsleiter die Aufgaben
und Rechte der Urabstimmungsleiterin oder des Urab-
stimmungsleiters. Ist auch die stellvertretende Urab-
stimmungsleiterin oder der stellvertretende Urabstim-
mungsleiter verhindert, kann die Urabstimmungsleite-
rin oder der Urabstimmungsleiter oder die stellvertre-
tende Urabstimmungsleiterin oder der stellvertretende
Urabstimmungsleiter ein Mitglied der Urabstimmungs-
kommission ermächtigen, die Pflichten und Rechte der
Urabstimmungsleiterin oder des Urabstimmungsleiters
zu übernehmen. Die Ermächtigung bedarf einer Be-
gründung und der Schriftform. Die Urabstimmungslei-
terin oder der Urabstimmungsleiter sichert in Abstim-
mung mit der Hochschulverwaltung die technische
Vorbereitung und Durchführung der Wahl. Sie oder er
führt die Beschlüsse der Urabstimmungskommission
aus.

(3) Die Urabstimmungskommission entscheidet bei
Streitigkeiten über die Auslegung der Urabstimmungs-
ordnung.

(4) Die Urabstimmungskommission ist beschlussfähig,
wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.
Sie entscheidet mit einfacher Mehrheit. Über ihre
Sitzungen wird eine Niederschrift angefertigt, welche
die Urabstimmungsleiterin oder der Urabstimmungs-
leiter unterzeichnet.

(5) Zur konstituierenden Sitzung der Urabstimmungs-
kommission lädt die oder der Studierendenparla-
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mentsvorsitzende ein. Die weitere Einberufung obliegt
der Urabstimmungsleiterin oder dem Urabstimmungs-
leiter.

§ 4§ 4§ 4§ 4
Urabstimmungshelferinnen undUrabstimmungshelferinnen undUrabstimmungshelferinnen undUrabstimmungshelferinnen und

UrabstimmungshelferUrabstimmungshelferUrabstimmungshelferUrabstimmungshelfer

(1) Die Urabstimmungskommission bestellt zur
Durchführung der Urabstimmung Urabstimmungshel-
ferinnen und Urabstimmungshelfer in ausreichender
Anzahl. Die Ausschreibung für die Posten der Urab-
stimmungshelferinnen und Urabstimmungshelfer ist
mit Bekanntgabe des Urabstimmungstermins mindes-
tens fünf Werktage in geeigneter Weise hochschulöf-
fentlich bekannt zu machen, indem zum Beispiel die
Fachschaften informiert und Aushänge vor der Cafete-
ria, dem Westend und der Mensa angebracht werden.
Die Urabstimmungskommission wählt auf einer Sitzung
spätestens eine Woche vor der Urabstimmung die
Urabstimmungshelferinnen und Urabstimmungshelfer
aus den eingegangenen Bewerbungen aus und teilt die
Entscheidung den Bewerberinnen und Bewerbern mit.

(2) Die Mitglieder der Urabstimmungskommission und
die Urabstimmungshelferinnen und Urabstimmungs-
helfer werden durch Unterschrift gegenüber dem Vor-
sitzenden oder der Vorsitzenden des Studierenden-
parlaments verpflichtet, die Grundsätze der Arbeit der
verfassten Studierendenschaft der Universität Bielefeld
und die Urabstimmungsordnung einzuhalten.

§ 5§ 5§ 5§ 5
UnvereinbarkeitUnvereinbarkeitUnvereinbarkeitUnvereinbarkeit

Als Mitglieder der Urabstimmungskommission und als
Urabstimmungshelferinnen und Urabstimmungshelfer
dürfen keine Mitglieder des Ältestenrates bestellt
werden.

§ 6§ 6§ 6§ 6
Verzeichnis der AbstimmungsberechtigtenVerzeichnis der AbstimmungsberechtigtenVerzeichnis der AbstimmungsberechtigtenVerzeichnis der Abstimmungsberechtigten

(1) Die Urabstimmungskommission erstellt ein Ver-
zeichnis der Abstimmungsberechtigten, in dem jede
und jeder Abstimmungsberechtigte mit Namen, Vor-
namen, Matrikelnummer und Fakultätszugehörigkeit
aufzuführen ist.

(2) Bei der Aufstellung des Verzeichnisses ist den Er-
fordernissen des Datenschutzes Rechnung zu tragen.

(3) Einsprüche gegen die Richtigkeit des Verzeichnisses
der Abstimmungsberechtigten können bei der Urab-
stimmungsleiterin oder dem Urabstimmungsleiter bis
zum Ablauf der Wahlhandlung schriftlich oder zur
Niederschrift erklärt werden; über den Einspruch ent-
scheidet die Urabstimmungsleiterin oder der Urab-
stimmungsleiter.

§ 7§ 7§ 7§ 7
Bekanntmachung der UrabstimmungBekanntmachung der UrabstimmungBekanntmachung der UrabstimmungBekanntmachung der Urabstimmung

Die Urabstimmungskommission macht die Urabstim-
mung unverzüglich öffentlich innerhalb der Studieren-
denschaft bekannt, spätestens jedoch fünf Vorle-
sungstage vor Beginn der Urabstimmung. Dies ge-
schieht insbesondere durch eine Flugschrift, die min-
destens enthält:
1. Ort und Datum ihrer Veröffentlichung,
2. die Abstimmungstage,
3. Ort und Zeit der Stimmabgabe,
4. die zur Abstimmung gestellte Frage im Wortlaut,
5. einen Hinweis auf die Einspruchsmöglichkeit nach

§ 6 Abs. 3,
6. einen Hinweis auf die bei der Briefabstimmung zu

beachtenden Fristen und
7. einen Hinweis auf die Form des Nachweises der

Abstimmungsberechtigung.

§ 8§ 8§ 8§ 8
AbstimmungszettelAbstimmungszettelAbstimmungszettelAbstimmungszettel

(1) Bei der Abstimmung sind amtliche Abstimmungs-
unterlagen, insbesondere Abstimmungszettel zu ver-
wenden. Bei Briefabstimmung sind zusätzlich amtliche
Abstimmungsscheine, amtliche Abstimmungsbriefum-
schläge und amtliche Abstimmungsumschläge zu ver-
wenden.

(2) Für die Herstellung der amtlichen Abstimmungs-
unterlagen ist die Urabstimmungsleiterin oder der
Urabstimmungsleiter zuständig. Sie oder er kann dabei
die Amtshilfe des AStA in Anspruch nehmen.

(3) Der Stimmzettel enthält die zur Abstimmung ge-
stellte Frage im Wortlaut sowie vorbereitete Abstim-
mungsmöglichkeiten „Ja“ und „Nein“.
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§ 9§ 9§ 9§ 9
StimmabgabeStimmabgabeStimmabgabeStimmabgabe

(1) Die oder der Abstimmende gibt ihre bzw. seine
Stimme in der Weise ab, dass sie ihre Entscheidung
bzw. er seine Entscheidung durch ein auf den Abstim-
mungszettel gesetztes Kreuz kenntlich macht.
(2) Daraufhin wirft die oder der Abstimmende den mit
der beschrifteten Seite nach innen gefalteten Abstim-
mungszettel in die Abstimmungsurne.

(3) Bei der Stimmabgabe hat die oder der Abstimmen-
de ihre bzw. seine Abstimmungsberechtigung nachzu-
weisen. Bei der Stimmabgabe wird die Abstimmungs-
berechtigung geprüft und die Teilnahme an der Ab-
stimmung im Verzeichnis der Abstimmungsberechtig-
ten vermerkt, so dass eine mehrmalige Stimmabgabe
ausgeschlossen ist. Die Form des Nachweises der Ab-
stimmungsberechtigung und die Prüfung der Abstim-
mungsberechtigung bestimmt die Urabstimmungs-
kommission auf ihrer ersten Sitzung.

(4) Die Abstimmungshandlung ist öffentlich.
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§ 10§ 10§ 10§ 10
BriefabstimmungBriefabstimmungBriefabstimmungBriefabstimmung

(1) Abstimmungsberechtigte können ihr Abstim-
mungsrecht auch durch Briefabstimmung ausüben. Der
Antrag auf Briefabstimmung wird formlos gestellt.
Anträgen auf Briefabstimmung ist nur dann statt-
zugeben, wenn sie spätestens bis zu einem von der
Urabstimmungskommission zu bestimmenden Termin
bei der Urabstimmungsleiterin oder dem Urabstim-
mungsleiter eingegangen sind.

(2) Die oder der Briefabstimmende erhält als Briefab-
stimmungsunterlagen mindestens den Abstimmungs-
zettel, den Abstimmungsumschlag, den Abstimmungs-
schein und den Abstimmungsbriefumschlag. Die Brief-
abstimmungsunterlagen sind spätestens 3 Tage vor
Beginn der Abstimmung an der Urne zu versenden.

(3) Bei der Briefabstimmung hat die oder der Abstim-
mende der Urabstimmungsleiterin oder dem Urab-
stimmungsleiter im verschlossenen Abstimmungsbrief-
umschlag
1. ihren oder seinen Abstimmungsschein und
2. in einem besonderen Abstimmungsumschlag ihren

oder seinen Abstimmungszettel so rechtzeitig zu-
zuleiten, dass der Abstimmungsbriefumschlag spä-
testens am letzten Abstimmungstag innerhalb der
festgelegten Dauer der Abstimmungszeit eingeht.

(4) Die Urabstimmungsleiterin oder der Urabstim-
mungsleiter sammelt die bei ihr oder bei ihm einge-
gangenen Abstimmungsbriefumschläge und hält sie bis
zum Schluss der Urabstimmung unter Verschluss.

(5) Unmittelbar nach Abschluss der Urabstimmung
übergibt die Urabstimmungsleiterin oder der Urab-
stimmungsleiter die eingegangenen Briefumschläge der
Urabstimmungskommission zur Prüfung. Nach Ver-
merken der Stimmabgabe im Verzeichnis der Abstim-
mungsberechtigten werden die Abstimmungszettel
den Abstimmungsumschlägen entnommen, ohne die
Abstimmungszettel aufzufalten. Diese Abstimmungs-
zettel werden mit den Abstimmungszetteln in der Urne
vermischt.

(6) Hat eine Abstimmende oder ein Abstimmender
sowohl per Briefabstimmung als auch per Urnenab-
stimmung abgestimmt, so sind die Briefabstimmungs-
unterlagen dieser Person zu vernichten. Enthält der
Abstimmungsumschlag mehr als einen Abstimmungs-
zettel, so ist diese Stimme ungültig.

§ 11§ 11§ 11§ 11
SicherungsbestimmungenSicherungsbestimmungenSicherungsbestimmungenSicherungsbestimmungen

(1) Die Urabstimmungsleiterin oder der Urabstim-
mungsleiter hat dafür Sorge zu tragen, dass die oder
der Abstimmende bei der Abstimmung den Abstim-
mungszettel unbeobachtet kennzeichnen und zusam-
menfalten kann, die erforderliche Zahl an Abstim-
mungsurnen zur Verfügung steht und in den Abstim-
mungsräumen Abstimmungszettel in ausreichender
Zahl bereitgehalten werden.

(2) Für die Aufnahme der Abstimmungszettel sind
verschließbare Abstimmungsurnen zu verwenden, die
so eingerichtet sein müssen, dass die eingeworfenen
Abstimmungszettel nicht vor dem Öffnen der Urne bei
der Auszählung entnommen werden können. Vor
Beginn der Stimmabgabe müssen sich zwei Mitglieder
der Urabstimmungskommission davon überzeugen,
dass die Abstimmungsurnen leer sind. Sie haben die
Abstimmungsurnen so zu verschließen und zu versie-
geln, dass zwischen den Abstimmungszeiten der ein-
zelnen Wahltage Abstimmungszettel weder eingewor-
fen noch entnommen werden können. Die Urnen sind
an einem sicheren Ort zu verwahren. Während der
Abstimmungszeit sind die Urnen ständig von zwei
Urabstimmungshelferinnen oder Urabstimmungshel-
fern zu beaufsichtigen.
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§ 12§ 12§ 12§ 12
AuszählungAuszählungAuszählungAuszählung

(1) Unmittelbar nach Beendigung der Urabstimmung
erfolgt die Auszählung der Stimmen durch die Urab-
stimmungskommission und durch die von ihr beauf-
tragten Urabstimmungshelferinnen und Urabstim-
mungshelfer. Die Auszählung ist öffentlich und erfolgt
ohne Unterbrechung. Zu ermitteln sind die Zahlen
1. aller insgesamt abgegebenen Stimmen,
2. der insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen,
3. der auf die Antwortmöglichkeiten „Ja“ und „Nein“

entfallenden gültigen Stimmen.
Über die Auszählung wird ein Protokoll erstellt, das
von der Urabstimmungsleiterin oder dem Urabstim-
mungsleiter unterzeichnet wird.

(2) Ungültig sind Abstimmungszettel, die
1. nicht in der vorgeschriebenen Form und Weise

abgegeben worden sind oder
2. als nicht für die Urabstimmung hergestellt erkenn-

bar sind.

(3) Ungültig sind Stimmen, die
1. den Willen der oder des Abstimmenden nicht

zweifelsfrei erkennen lassen oder
2. Zusätze enthalten.

(4) Über den gesamten Verlauf der Stimmabgabe fer-
tigt die Urabstimmungskommission eine Niederschrift
an, die mindestens enthält:
1. den Namen der Mitglieder der Urabstimmungs-

kommission sowie der Urabstimmungshelferinnen
und Urabstimmungshelfer,

2. die Zahl der in das Verzeichnis der Abstimmungs-
berechtigten eingetragenen Abstimmungsberech-
tigten,

3. den jeweiligen Zeitpunkt, Beginn und Ende des
Abstimmungsvorgangs sowie die Namen der
betreuenden Urabstimmungshelferinnen und Urab-
stimmungshelfer,

4. die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen,
5. die Gesamtzahl der gültigen und ungültigen Ab-

stimmungszettel,
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6. die Gesamtzahl der gültigen Stimmen für die Ant-
wortmöglichkeiten „Ja“ und „Nein“ und

7. die Unterschriften der Mitglieder der Urabstim-
mungskommission.

(5) Nach Beendigung der Auszählung sind alle Ab-
stimmungsunterlagen dem Ältestenrat zur Verwahrung
zu übergeben. Die Abstimmungszettel werden bis zum
Ablauf der Anfechtungsfrist, im Falle der Anfechtung
bis zur rechtskräftigen Entscheidung unter Verschluss
aufbewahrt; anschließend werden sie vom Ältestenrat
vernichtet.

§ 13§ 13§ 13§ 13
Veröffentlichung des UrabstimmungsergebniVeröffentlichung des UrabstimmungsergebniVeröffentlichung des UrabstimmungsergebniVeröffentlichung des Urabstimmungsergebnisssssessessesses

Das Ergebnis der Urabstimmung ist durch Aushang in
der Universität unverzüglich von der Urabstimmungs-
leiterin oder dem Urabstimmungsleiter öffentlich be-
kannt zu machen.

sK=rê~ÄëíáããìåÖëéêΩÑìåÖ

§ 14§ 14§ 14§ 14
UrabstimmungsprüfungUrabstimmungsprüfungUrabstimmungsprüfungUrabstimmungsprüfung

Die Urabstimmungsprüfung wird vom Ältestenrat
durchgeführt.

§ 15§ 15§ 15§ 15
Anfechtung der UrabstimmungAnfechtung der UrabstimmungAnfechtung der UrabstimmungAnfechtung der Urabstimmung

(1) Die Urabstimmung ist nach Aushang des Abstim-
mungsergebnisses unbeschadet eines Urabstimmungs-
prüfungsverfahrens gültig.

(2) Jede oder jeder Abstimmungsberechtigte kann das
Urabstimmungsergebnis bei der oder dem Vorsitzen-
den des Ältestenrates innerhalb von sieben Vorle-
sungstagen nach Aushang des Urabstimmungsergeb-
nisses mit Angabe von Gründen schriftlich anfechten.
Daraufhin hat die oder der Vorsitzende des Ältesten-
rates den Ältestenrat unverzüglich einzuberufen, spä-
testens innerhalb einer Woche.

(3) Der Anfechtung ist stattzugeben, wenn bei Durch-
führung der Urabstimmung gegen die Urabstimmungs-
ordnung verstoßen wurde und der festgestellte Ver-
stoß relevanten Einfluss auf das Ergebnis der Urab-
stimmung hat.

(4) Wird die Feststellung des Urabstimmungsergebnis-
ses für ungültig erachtet, so ist es aufzuheben und eine
Neufeststellung anzuordnen.

(5) Wird im Urabstimmungsprüfungsverfahren die
Urabstimmung ganz oder teilweise für ungültig erklärt,
so ist sie unverzüglich in dem in der Entscheidung zu
bestimmenden Umfang zu wiederholen.

sfK=pÅÜäìëëÄÉëíáããìåÖÉå

§ 16§ 16§ 16§ 16
KostendeckungKostendeckungKostendeckungKostendeckung

Die Kosten der Durchführung der Urabstimmung deckt
das Studierendenparlament aus dem ordentlichen
Haushalt.

§ 17§ 17§ 17§ 17
Änderung der UrabstimmungsordnungÄnderung der UrabstimmungsordnungÄnderung der UrabstimmungsordnungÄnderung der Urabstimmungsordnung

Änderungen dieser Urabstimmungsordnung können
mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des
Studierendenparlamentes beschlossen werden.

§ 18§ 18§ 18§ 18
InkrafttretenInkrafttretenInkrafttretenInkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Verkündungsblatt der Universität Bielefeld –
Amtliche Bekanntmachungen – in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Urabstimmungsordnung der Studierenden-
schaft der Universität Bielefeld vom 05. Februar 1998
außer Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Studieren-
denparlaments der Universität Bielefeld vom 18. Ok-
tober 2007.

Bielefeld, den 3. Dezember 2007

Die Vorsitzende
des Studierendenparlaments

der Universität Bielefeld
Vanessa Kleinekathöfer
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BerichtigungBerichtigungBerichtigungBerichtigung

Betr.: Anlage zu § 1 Abs. 1 BPO: Fächerspezifische
Bestimmungen für das Fach Wirtschaftswissenschaften
vom 1. Oktober 2007 (Verkündungsblatt der Univer-
sität Bielefeld - Amtliche Bekanntmachungen - Jg. 36
Nr. 20 S. 206).

1.1.1.1. Auf Seite 207
Ziffer 5.1 Nr. 7 und 8

Seite 208
Ziffer 5.2.1 Nr.   9 und 10
Ziffer 5.2.2 Nr. 11 und 12
Ziffer 5.2.3 Nr. 13 und 14
Ziffer 5.2.4 Nr. 15 und 16

Seite 209
Ziffer 5.2.5 Nr. 16 und 17
Ziffer 5.2.6 Nr. 18 und 19
Ziffer 5.3.1 Nr. 21 und 22

Seite 210
Ziffer 5.3.2.1 Nr. 23, 24 und 35
Ziffer 5.3.2.2 Nr. 25, 26 und 35
Ziffer 5.3.2.3 Nr. 27, 28 und 35
Ziffer 5.3.2.4 Nr. 29, 30 und 35
Ziffer 5.3.2.5 Nr. 31, 32 und 35

Seite 211
Ziffer 5.3.2.6 Nr. 33, 34 und 35
Ziffer 6.1 Nr. 4, 7 und 8
Ziffer 6.2 Nr. 37 bis 42

Seite 214
Ziffer 2.1 Nr. 4, 7, 8 und Profilmodul NF
Ziffer 2.2 Nr. 4, 7, 8 und Profilmodul NF

Seite 215
Ziffer 2.4 Nr. 21 und 22 und Profilmodul:
Quantitative Methoden

ist in der Spalte "Voraussetzungen" jeweils "Modul
1" einzufügen.

2.2.2.2. Auf Seite 211 Ziffer 6.1 ist in der Zeile "Summe:"
in der Spalte
"Benotet" 9-11 und in der Spalte
"Unbenotet" 1-3
einzufügen.

3.3.3.3. Auf Seite 214
Ziffer 2.1 Nr. 4, 5 und 8 werden die Fußnoten
wie folgt berichtigt:
a) unter Nr. 4 Rechnungswesen wird "1" einge-

fügt.
b) unter Nr. 5 und 8 wird "1" durch "2" ersetzt.
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Studien- und Prüfungsordnung für den StudiengangStudien- und Prüfungsordnung für den StudiengangStudien- und Prüfungsordnung für den StudiengangStudien- und Prüfungsordnung für den Studiengang
Rechtswissenschaft der Fakultät für RechtswissenschaftRechtswissenschaft der Fakultät für RechtswissenschaftRechtswissenschaft der Fakultät für RechtswissenschaftRechtswissenschaft der Fakultät für Rechtswissenschaft
der Under Under Under Uniiiiversität Bielefeld vom 3. Dezember 2007versität Bielefeld vom 3. Dezember 2007versität Bielefeld vom 3. Dezember 2007versität Bielefeld vom 3. Dezember 2007

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 58 Abs. 3 und 64 des Ge-
setzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 31. Oktober
2006 (GV.NRW S. 474) sowie des § 28 Abs. 4 des
Gesetzes über die juristischen Prüfungen und den
juristischen Vorbereitungsdienst (Juristenausbildungs-
gesetz Nordrhein-Westfalen – JAG NRW) vom 11.
März 2003 (GV. NRW S. 135, ber. S. 431) hat die
Fakultät für Rechtswissenschaft der Universität Biele-
feld die folgende Studien- und Prüfungsordnung erlas-
sen:

InhaltsübersichtInhaltsübersichtInhaltsübersichtInhaltsübersicht:

Erster Abschnitt:Erster Abschnitt:Erster Abschnitt:Erster Abschnitt:
AllgemeinesAllgemeinesAllgemeinesAllgemeines
§ 1 Rechtsgrundlagen
§ 2 Ziel des Studiums
§ 3 Aufbau des Studiums
§ 4 Modularisierung
§ 5 Module des Grundstudiums
§ 6 Module des Hauptstudiums
§ 7 Studienabschluss
§ 8 Zulassungsvoraussetzungen
§ 9 Studienbeginn
§ 10 Studienberatung
§ 11 Lehrveranstaltungsformen
§ 12 Vorlesungen
§ 13 Arbeitsgemeinschaften
§ 14 Seminare, Kolloquien, Exegesen
§ 15 Rechtswissenschaftlich ausgerichtete Fremd-

sprachenkurse und fremdsprachige Vorlesun-
gen

§ 16 Weitere Veranstaltungsformen
§ 17 Akademische Grade

Zweiter Abschnitt:Zweiter Abschnitt:Zweiter Abschnitt:Zweiter Abschnitt:
Praktische Studienzeit; Wahlstellenausbildung undPraktische Studienzeit; Wahlstellenausbildung undPraktische Studienzeit; Wahlstellenausbildung undPraktische Studienzeit; Wahlstellenausbildung und
sonsonsonsonsssstiges weiterbildendes Studiumtiges weiterbildendes Studiumtiges weiterbildendes Studiumtiges weiterbildendes Studium
§ 18 Praktische Studienzeit
§ 19 Wahlstellenausbildung und sonstiges weiter-

bildendes Studium

Dritter Abschnitt:Dritter Abschnitt:Dritter Abschnitt:Dritter Abschnitt:
Studium der PflichtfStudium der PflichtfStudium der PflichtfStudium der Pflichtfäääächercherchercher
§ 20 Veranstaltungen zum Studium der Pflichtfä-

cher

Vierter Abschnitt:Vierter Abschnitt:Vierter Abschnitt:Vierter Abschnitt:
ZwischenprüfungZwischenprüfungZwischenprüfungZwischenprüfung
§ 21 Zweck der Prüfung; Prüfungsleistungen
§ 22 Dauer und Bewertung der Prüfungsleistungen
§ 23 Ersatztermin für Aufsichtsarbeiten
§ 24 Nachteilsausgleich für Studierende mit Behin-

derungen; Mutterschutz; Elternzeit; Pflege
von Angehörigen

§ 25 Störungen des Prüfungsablaufs; Folgen ord-
nungswidrigen Verhaltens

§ 26 Zeitpunkt der Zwischenprüfung

§ 27 Anrechnung von Studien- und Prüfungsleis-
tungen

Fünfter Abschnitt:Fünfter Abschnitt:Fünfter Abschnitt:Fünfter Abschnitt:
Vertiefung der Pflichtfächer im Hauptstudium undVertiefung der Pflichtfächer im Hauptstudium undVertiefung der Pflichtfächer im Hauptstudium undVertiefung der Pflichtfächer im Hauptstudium und
Abschlussprüfung der Pflichtfächer des HauptstudAbschlussprüfung der Pflichtfächer des HauptstudAbschlussprüfung der Pflichtfächer des HauptstudAbschlussprüfung der Pflichtfächer des Hauptstudiiiiumsumsumsums
§ 28 Zweck der Abschlussprüfung der Pflichtfächer

des Hauptstudiums; Prüfungsleistungen
§ 29 Zeitpunkt, Dauer und Bewertung der Prü-

fungsleistungen
§ 30 Sonstige Bestimmungen

Sechster Abschnitt:Sechster Abschnitt:Sechster Abschnitt:Sechster Abschnitt:
Studium der SchweStudium der SchweStudium der SchweStudium der Schwerrrrpunktbereichepunktbereichepunktbereichepunktbereiche
§ 31 Ziel und Umfang des Schwerpunktbereichs-

studiums
§ 32 Wahl des Schwerpunktbereichs
§ 33 Übersicht über die Schwerpunktbereiche
§ 34 Schwerpunktbereich 1: Private Rechtsgestal-

tung und Prozessführung
§ 35 Schwerpunktbereich 2: Wirtschaftsrechtsbe-

ratung
§ 36 Schwerpunktbereich 3: Internationaler Han-

delsverkehr/International Trade
§ 37 Privatrechtliche Ergänzungsgebiete des

Schwerpunktbereichsstudiums nach Wahl der
Studierenden

§ 38 Schwerpunktbereich 4: Öffentliches Wirt-
schaftsrecht in der Europäischen Union

§ 39 Schwerpunktbereich 5: Umwelt-, Technik-
und Planungsrecht in der Europäischen Union

§ 40 Schwerpunktbereich 6: Einwanderung und
soziale Integration

§ 41 Öffentlich-rechtliche Ergänzungsgebiete des
Schwerpunktbereichsstudiums nach Wahl der
Studierenden

§ 42 Schwerpunktbereich 7: Arbeit und sozialer
Schutz

§ 43 Schwerpunktbereich 8: Kriminalwissenschaf-
ten

§ 44 Schwerpunktbereich 9: Strafverfahren und
Strafverteidigung

Siebenter Abschnitt:Siebenter Abschnitt:Siebenter Abschnitt:Siebenter Abschnitt:
Universitäre SchwerpunktbereichUniversitäre SchwerpunktbereichUniversitäre SchwerpunktbereichUniversitäre Schwerpunktbereichssssprüfungprüfungprüfungprüfung
§ 45 Zweck und Gegenstand der Prüfung
§ 46 Prüfungsleistungen
§ 47 Durchführung der schriftlichen Teilprüfungen
§ 48 Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistun-

gen
§ 49 Zulassung zur mündlichen Prüfung
§ 50 Durchführung und Bewertung der mündlichen

Prüfung
§ 51 Prüfungsnoten und Gesamtentscheidung nach

mündlicher Prüfung
§ 52 Gesamtentscheidung ohne mündliche Prüfung
§ 53 Wiederholung der Schwerpunktbereichsprü-

fung

Achter Abschnitt:Achter Abschnitt:Achter Abschnitt:Achter Abschnitt:
Prüfungsausschuss, Prüfungsamt, Prüferinnen undPrüfungsausschuss, Prüfungsamt, Prüferinnen undPrüfungsausschuss, Prüfungsamt, Prüferinnen undPrüfungsausschuss, Prüfungsamt, Prüferinnen und
Prüfer, RechtsbehePrüfer, RechtsbehePrüfer, RechtsbehePrüfer, Rechtsbehellllfefefefe
§ 54 Prüfungsausschuss, Prüfungsamt und Prüfe-

rinnen und Prüfer
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§ 55 Widerspruch; Klage

Neunter Abschnitt:Neunter Abschnitt:Neunter Abschnitt:Neunter Abschnitt:
Staatliche PflichtfacStaatliche PflichtfacStaatliche PflichtfacStaatliche Pflichtfachhhhprüfungprüfungprüfungprüfung
§ 56 Staatliche Pflichtfachprüfung

Zehnter Abschnitt:Zehnter Abschnitt:Zehnter Abschnitt:Zehnter Abschnitt:
SchlussvorschriftenSchlussvorschriftenSchlussvorschriftenSchlussvorschriften
§ 57 Übergangsregelungen
§ 58 Inkrafttreten

Anhang: Studienplan

Erster Abschnitt:Erster Abschnitt:Erster Abschnitt:Erster Abschnitt:
AllgemeinesAllgemeinesAllgemeinesAllgemeines

§ 1§ 1§ 1§ 1
RechtsgrundlagenRechtsgrundlagenRechtsgrundlagenRechtsgrundlagen

Die Studien- und Prüfungsordnung regelt das Studium
der Rechtswissenschaft sowie die studienbegleitend
abzulegenden universitären Prüfungen auf der Grund-
lage des Hochschulgesetzes NRW (HG) vom
31. Oktober 2006 (GV.NRW S. 474) und des Juristen-
ausbildungsgesetzes NRW (JAG) vom 11. März 2003
(GV. NRW S. 135, ber. S. 431).

§ 2§ 2§ 2§ 2
Ziele des StudiumsZiele des StudiumsZiele des StudiumsZiele des Studiums

(1) Das Studium im Studiengang Rechtswissenschaft
soll in einer wissenschaftlich fundierten Ausbildung
unter Berücksichtigung der rechtsberatenden, recht-
sprechenden und verwaltenden Praxis diejenigen
Rechtskenntnisse vermitteln, die erforderlich sind, um
Berufe auszuüben, die die Befähigung zum Richteramt
oder zum höheren Verwaltungsdienst voraussetzen.

(2) Das Studium soll die Studierenden befähigen, das
Recht mit seinen europäischen sowie wirtschaftlichen
und politischen Bezügen und seinen philosophischen,
geschichtlichen und gesellschaftlichen Grundlagen mit
Verständnis zu erfassen und anzuwenden. Dies schließt
Grundkenntnisse über Aufgaben und Arbeitsmethoden
der rechtsberatenden Praxis ein.

(3) Während des Studiums werden den Studierenden
auch die für die rechtsberatende, rechtsprechende und
verwaltende Praxis erforderlichen Schlüsselqualifikati-
onen wie Verhandlungsmanagement, Gesprächsfüh-
rung, Rhetorik, Streitschlichtung, Mediation, Verneh-
mungslehre und Kommunikationsfähigkeit vermittelt.

(4) Im Studium wird den Studierenden fachspezifische
Fremdsprachenkompetenz vermittelt. Sie sollen an
Lehrveranstaltungen für Juristinnen und Juristen über
die Grundlagen und die Erkenntnismöglichkeiten der
politischen Wissenschaft, der Sozialwissenschaften und
der Psychologie teilnehmen sowie Buchhaltungs- und
Bilanzkenntnisse erwerben.

§ 3§ 3§ 3§ 3
Aufbau des StudiumsAufbau des StudiumsAufbau des StudiumsAufbau des Studiums

(1) Das Studium gliedert sich in Grund- und Hauptstu-
dium, die jeweils modular aufgebaut sind. Die Regel-
studienzeit beträgt einschließlich aller Prüfungsleistun-
gen neun Semester.

(2) Im Grundstudium wird den Studierenden Pflicht-
fachstoff (§ 11 Abs. 2 und 3 JAG) vermittelt. Während
des Grundstudiums legen die Studierenden studienbe-
gleitend die Teilprüfungen für das Bestehen der Zwi-
schenprüfung (§§ 21 ff.) ab. Das Grundstudium soll
nach dem vierten Fachsemester abgeschlossen werden.

(3) Im Hauptstudium sollen die Studierenden ihre
Kenntnisse des Pflichtfachstoffs vertiefen und dies
durch das Bestehen der Abschlussprüfung der Pflicht-
fächer des Hauptstudiums (§ 28) nachweisen, die Stu-
dieninhalte des von ihnen gewählten Schwerpunktbe-
reichs (§§ 31 ff.) erarbeiten, die universitäre Schwer-
punktbereichsprüfung ablegen (§§ 45 ff.), sich auf die
staatliche Pflichtfachprüfung vorbereiten und diese
ablegen (§ 56).

(4) Die Fakultät empfiehlt, das Studium sachgerecht
nach den von ihr beschlossenen Empfehlungen (Anlage
zu dieser Studien- und Prüfungsordnung) aufzubauen.

§ 4§ 4§ 4§ 4
ModularisierungModularisierungModularisierungModularisierung

(1) Die Module des Grund- und Hauptstudiums (§§ 5,
6) sind zeitlich und thematisch abgerundete und in
sich geschlossene Studieneinheiten, die zu einer auf
das Studienziel bezogenen Teilqualifikation führen.

(2) Der erfolgreiche Abschluss eines Moduls setzt den
Erwerb einer bestimmten Anzahl von Leistungspunk-
ten (LP) voraus. Diese Leistungspunkte werden erwor-
ben durch
1. die regelmäßige Teilnahme an allen oder einzelnen

dem Modul zugeordneten Lehrveranstaltungen
gemäß §§ 15, 20 Abs. 1 und 2 und 31,

2. Teilprüfungen nach §§ 21 Abs. 2, 28 und 46,
3. die Ableistung der praktischen Studienzeit (§ 18)

und
4. die staatliche Pflichtfachprüfung (§ 56).
Bei erfolgreichem Abschluss des Studiums werden 270
Leistungspunkte erworben. Ein Leistungspunkt ent-
spricht einem Credit nach dem ECTS (European Credit
Transfer System).

(3) Es werden vergeben

1. für jede regelmäßig besuchte Se-
mesterwochenstunde 1 LP

2. für Aufsichtsarbeiten
a) für jede gemäß § 21 Abs. 2 Nr. 1

erforderliche Aufsichtsarbeit 1 LP
b) für die gemäß § 21 Abs. 2 Nr. 3

erforderliche Leistung 1 LP
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c) für jede gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 1
erforderliche Aufsichtsarbeit 2 LP

d) im Schwerpunktbereich und in
der staatlichen Pflichtfachprü-
fung 5 LP

3. für Hausarbeiten
a) für jede gemäß § 21 Abs. 2 Nr. 2

erforderliche Hausarbeit 5 LP
b) für jede gemäß § 28 Abs. 2 Nr. 2

und 3 erforderliche Hausarbeit 5 LP
c) im Schwerpunktbereich 8 LP

4. für die erfolgreich abgelegte mündli-
che Prüfung
a) im Schwerpunktbereich 6 LP
b) in der staatlichen Pflichtfachprü-

fung 16 LP

5. für die Absolvierung eines sechswö-
chigen Teils der praktischen Studien-
zeit 4 LP.

(4) In den einzelnen Modulen sind die sich aus der in
der Anlage zu dieser Studien- und Prüfungsordnung
beigefügten Tabelle ergebenden Veranstaltungen zu
besuchen und Teilprüfungen abzulegen. Für den er-
folgreichen Abschluss des Moduls ist die jeweils ge-
ringste Summe der Leistungspunkte (Spalte 7 der Ta-
belle) ausreichend. Für die darüber hinausgehend zum
Zwecke der Zwischenprüfung gemäß § 21 Abs. 2 oder
der Abschlussprüfung der Pflichtfächer des Hauptstu-
diumsgemäß § 28 erforderlichen Teilprüfungen können
weitere Leistungspunkte bis zur jeweiligen Höchstzahl
des Moduls erworben werden. Für Leistungen, die
bereits erbracht sind und lediglich zum Zwecke der
Notenverbesserung wiederholt werden, werden keine
Leistungspunkte vergeben.

§ 5§ 5§ 5§ 5
Module des GrundstudiumsModule des GrundstudiumsModule des GrundstudiumsModule des Grundstudiums

Das Grundstudium setzt sich aus zehn Modulen des
Pflichtfachstoffs zusammen: Privatrecht A (14 Semes-
terwochenstunden [SWS]; 15 bis 20 Leistungspunkte
[LP]), Privatrecht B (12 SWS; 13 bis 18 LP), Privatrecht
C (7 SWS; 7 bis 8 LP); Privatrecht D (2 SWS; 2 bis 3
LP), Öffentliches Recht A (12 SWS; 12 bis 18 LP), Öf-
fentliches Recht B (11 SWS; 12 bis 18 LP), Öffentliches
Recht C (2 SWS; 2 bis 8 LP), Strafrecht A (12 SWS; 13
bis 18 LP), Strafrecht B (10 SWS; 11 bis 16 LP) und
Methoden und Grundlagen des Rechts A (6 SWS; 7
LP). Im Grundstudium kann auch die praktische Stu-
dienzeit (8 LP) abgeleistet werden.

§ 6§ 6§ 6§ 6
Module des HauptstudiumsModule des HauptstudiumsModule des HauptstudiumsModule des Hauptstudiums

(1) Im Hauptstudium sind als Module des Pflichtfach-
stoffs abzuleisten: Privatrecht E (16 SWS; 18 bis 23
LP), Öffentliches Recht D (5 SWS; 7 bis 12 LP), Straf-
recht C (6 SWS; 8 bis 13 LP) und Methoden und
Grundlagen des Rechts B (6 SWS; 11 LP). Ferner sind
die Module Praktische Studienzeit (soweit noch nicht

im Grundstudium erbracht, 8 LP) und Examinatorium
(24 SWS; 24 LP) abzuleisten.

(2) Weitere Module des Hauptstudiums bilden der von
der oder dem Studierenden gewählte Schwerpunkt-
bereich einschließlich der Schwerpunktbereichsprüfung
(§§ 31 ff., 45 ff.; 18 SWS; 37 LP) und die staatliche
Pflichtfachprüfung (§ 56; 46 LP).

§ 7§ 7§ 7§ 7
StudienabschlussStudienabschlussStudienabschlussStudienabschluss

(1) Das Studium der Rechtswissenschaft wird mit der
ersten Prüfung abgeschlossen. Diese besteht aus einer
universitären Schwerpunktbereichsprüfung (§§ 45 ff.;
19 LP) und einer staatlichen Pflichtfachprüfung (§ 56;
46 LP). Sie hat die Aufgabe festzustellen, ob der Prüf-
ling das rechtswissenschaftliche Studienziel erreicht hat
und für den juristischen Vorbereitungsdienst fachlich
geeignet ist.

(2) Die erste Prüfung hat bestanden, wer die universi-
täre Schwerpunktbereichsprüfung und die staatliche
Pflichtfachprüfung bestanden hat. In die Gesamtnote
der ersten Prüfung fließt das Ergebnis der bestandenen
universitären Schwerpunktbereichsprüfung mit 30 v.H.
und das Ergebnis der bestandenen staatlichen Pflicht-
fachprüfung mit 70 v.H. ein. Näheres regelt § 29 JAG.

(3) Studierende, die die Universität ohne Studienab-
schluss verlassen, erhalten auf Antrag eine Bescheini-
gung über die insgesamt erbrachten Studien- und
Prüfungsleistungen. Die Bescheinigung wird von der
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses (§ 54)
unterzeichnet und mit dem Siegel der Fakultät verse-
hen.

§ 8§ 8§ 8§ 8
ZugangsvoraussetzungenZugangsvoraussetzungenZugangsvoraussetzungenZugangsvoraussetzungen

Voraussetzung für die Aufnahme des Studiums und für
alle nach dieser Studien- und Prüfungsordnung zu
erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen ist die
Einschreibung an der Universität Bielefeld für den
Studiengang Rechtswissenschaft. Zum Studiengang
Rechtswissenschaft kann zugelassen werden, wer die
Hochschulreife erlangt oder eine als gleichwertig aner-
kannte Vorbildung abgeschlossen hat. Die Einschrei-
bung ist zu versagen, wenn die Studienbewerberin
oder der Studienbewerber im Studiengang Rechtswis-
senschaft an einer Hochschule im Geltungsbereich des
Deutschen Richtergesetzes die Erste Juristische Staats-
prüfung oder die Zwischen- oder Schwerpunktbe-
reichsprüfung endgültig nicht bestanden hat (§ 50 Abs.
1 lit. b HG).

§ 9§ 9§ 9§ 9
StudienbeginnStudienbeginnStudienbeginnStudienbeginn

Das Studium kann im Wintersemester oder im Som-
mersemester aufgenommen werden.
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§ 10§ 10§ 10§ 10
StudienberatungStudienberatungStudienberatungStudienberatung

(1) Die Fakultät berät die Studierenden in Fragen des
Studiums der Rechtswissenschaft. Die studienbeglei-
tende Fachberatung unterstützt die Studierenden ins-
besondere in Fragen der Studiengestaltung, der Stu-
dientechniken und der Schwerpunkte des Studien-
gangs.

(2) Die allgemeine Studienberatung der Universität
erstreckt sich auf Fragen der Studieneignung sowie
insbesondere auf die Unterrichtung über Studienmög-
lichkeiten, Studieninhalte, Studienaufbau und Studien-
anforderungen; sie erfolgt während des gesamten
Studiums und umfasst bei studienbedingten persönli-
chen Schwierigkeiten auch eine psychologische Bera-
tung.

§ 11§ 11§ 11§ 11
LehrveranstaltungsformenLehrveranstaltungsformenLehrveranstaltungsformenLehrveranstaltungsformen

(1) Im Rahmen des Studiums bietet die Fakultät Vorle-
sungen (§ 12), Arbeitsgemeinschaften (§ 13), Semina-
re, Kolloquien, Exegesen (§ 14), rechtswissenschaftlich
ausgerichtete Fremdsprachenkurse und fremdsprachige
Lehrveranstaltungen (§ 15) sowie weitere Veranstal-
tungen (§ 16) an.

(2) Für Studierende, die sich auf die erste Prüfung
vorbereiten, bietet die Fakultät ein Examinatorium an.

§ 12§ 12§ 12§ 12
VorlesungenVorlesungenVorlesungenVorlesungen

Vorlesungen stellen einzelne Rechtsgebiete und deren
Grundlagen systematisch dar. Sie umfassen die
Pflichtfächer (§ 20) und die Fächer der Schwerpunkt-
bereiche mit Wahlmöglichkeiten (§§ 31 ff.).

§ 13§ 13§ 13§ 13
ArbeitsgemeinschaftenArbeitsgemeinschaftenArbeitsgemeinschaftenArbeitsgemeinschaften

(1) Vorlesungen des Grundstudiums im Bürgerlichen
Recht, Strafrecht, Staatsrecht und Verwaltungsrecht
werden von Arbeitsgemeinschaften begleitet. Diese
sollen die Studierenden befähigen, den Inhalt der
Vorlesungen in der Diskussion in kleineren Gruppen
selbständig nachzuarbeiten und praktische Fälle zu
lösen.

(2) Arbeitsgemeinschaften werden von Arbeitsgemein-
schaftsleiterinnen und Arbeitsgemeinschaftsleitern
unter der Gesamtverantwortung der Veranstalterin
oder des Veranstalters der Vorlesung durchgeführt.

(3) Über den ordnungsgemäßen Besuch von Arbeits-
gemeinschaften wird eine Bescheinigung erteilt.

§ 14§ 14§ 14§ 14
Seminare, Kolloquien, ExegesenSeminare, Kolloquien, ExegesenSeminare, Kolloquien, ExegesenSeminare, Kolloquien, Exegesen

(1) Seminare, Kolloquien und Exegesen dienen dem
vertiefenden Studium der Pflichtfächer und der Fächer

der Schwerpunktbereiche. Zudem sollen sie vor allem
fortgeschrittenen Studierenden Zugang zu Gegenstän-
den und Methoden der Forschung eröffnen. Das Be-
stehen einer Teilprüfung in einer dieser Veranstaltun-
gen setzt ein Referat, eine schriftliche Aufsichtsarbeit
oder eine schriftliche Hausarbeit voraus; die Leistung
ist mit einer Note und Punktzahl nach § 17 Abs. 1 JAG
zu bewerten.

(2) Die Veranstalterin oder der Veranstalter kann die
Teilnahme an den in Absatz 1 genannten Lehrveran-
staltungen vom Nachweis des erforderlichen Ausbil-
dungsstandes abhängig machen; bei schwerpunktbe-
zogenen Veranstaltungen kann die Teilnahme von der
Zulassung zu einem bestimmten Schwerpunktbereich
abhängig gemacht werden. Die Zahl der Teilnehmen-
den kann nach Maßgabe des § 59 HG begrenzt wer-
den, soweit dies wegen Art oder Zweck der Veran-
staltung erforderlich ist.

§ 15§ 15§ 15§ 15
Rechtswissenschaftlich ausgerichteteRechtswissenschaftlich ausgerichteteRechtswissenschaftlich ausgerichteteRechtswissenschaftlich ausgerichtete

Fremdsprachenkurse und fremdsprachige VorlFremdsprachenkurse und fremdsprachige VorlFremdsprachenkurse und fremdsprachige VorlFremdsprachenkurse und fremdsprachige Vorleeeesungensungensungensungen

In rechtswissenschaftlich ausgerichteten Fremdspra-
chenkursen und fremdsprachigen Vorlesungen erwer-
ben die Studierenden die nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 JAG für
die Zulassung zur staatlichen Pflichtfachprüfung erfor-
derliche Fremdsprachenkompetenz. Für die Teilnahme
an der Fremdsprachenprüfung ist eine Anmeldung
beim Prüfungsausschuss erforderlich. § 21 Abs. 3 gilt
entsprechend. Die Fakultät bescheinigt die erfolgreiche
Veranstaltungsteilnahme und das Bestehen der Prü-
fung.

§ 16§ 16§ 16§ 16
Weitere VeranstaltungsformenWeitere VeranstaltungsformenWeitere VeranstaltungsformenWeitere Veranstaltungsformen

(1) Im Rahmen des Schwerpunktbereichsstudiums
sowie zur Vermittlung der Aufgaben und Arbeitsme-
thoden der rechtsberatenden, rechtsprechenden und
verwaltenden Praxis einschließlich der hierfür erforder-
lichen Schlüsselqualifikationen (§ 2 Abs. 3) können
weitere Veranstaltungsformen angeboten werden.
Dazu zählen insbesondere Übungen und Simulationen
von Verhandlungen zur Entscheidungsfindung im Pro-
zess oder im Verwaltungsverfahren, zur Beratung und
Vertragsgestaltung, zur Verhandlungs- und Ge-
sprächsführung, Mediation, Vernehmungslehre und
Rhetorik. Der Nachweis über die erfolgreiche Teilnah-
me an einer solchen Veranstaltung setzt eine aktive
Mitwirkung der oder des Studierenden voraus. Die
näheren Anforderungen werden von der Veranstalterin
oder dem Veranstalter zu Beginn der jeweiligen Lehr-
veranstaltung festgelegt und erläutert.

(2) § 14 Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 17§ 17§ 17§ 17
Akademische GradeAkademische GradeAkademische GradeAkademische Grade

Die Fakultät verleiht akademische Grade nach Maßga-
be besonderer Ordnungen.
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Zweiter Abschnitt:Zweiter Abschnitt:Zweiter Abschnitt:Zweiter Abschnitt:
Praktische Studienzeit; Wahlstellenausbildung undPraktische Studienzeit; Wahlstellenausbildung undPraktische Studienzeit; Wahlstellenausbildung undPraktische Studienzeit; Wahlstellenausbildung und
sonstiges weiterbildendes Studiumsonstiges weiterbildendes Studiumsonstiges weiterbildendes Studiumsonstiges weiterbildendes Studium

§ 18§ 18§ 18§ 18
Praktische StudienzeitPraktische StudienzeitPraktische StudienzeitPraktische Studienzeit

(1) Die Studierenden haben während der vorlesungs-
freien Zeit eine praktische Studienzeit von drei Mona-
ten Dauer abzuleisten. Diese soll ihnen einen Einblick
in die juristische Praxis vermitteln und, soweit möglich,
Gelegenheit zu praktischer Mitarbeit geben.

(2) Die praktische Studienzeit findet in der Regel min-
destens sechs Wochen in der Rechtspflege, vornehm-
lich bei einer Rechtsanwältin oder einem Rechtsan-
walt, oder in einem Unternehmen der freien Wirtschaft
und mindestens sechs Wochen bei einer Verwaltungs-
behörde statt. Die Ausbildung kann auch bei über-
staatlichen, zwischenstaatlichen oder ausländischen
Ausbildungsstellen oder einer ausländischen Rechts-
anwältin oder einem ausländischen Rechtsanwalt ab-
geleistet werden.

(3) Das Nähere regelt § 8 JAG.

§ 19§ 19§ 19§ 19
Wahlstellenausbildung und sonstiges weiterbildendesWahlstellenausbildung und sonstiges weiterbildendesWahlstellenausbildung und sonstiges weiterbildendesWahlstellenausbildung und sonstiges weiterbildendes

StudiumStudiumStudiumStudium

(1) Die Fakultät führt besondere Lehrveranstaltungen
für Referendarinnen und Referendare im Rahmen der
Wahlstellenausbildung des Vorbereitungsdienstes nach
§ 35 Abs. 2 Nr. 5 JAG durch. Sie dienen der wissen-
schaftlichen Vertiefung der praktischen Ausbildung.

(2) Die Fakultät bietet zusätzliche Möglichkeiten des
weiterbildenden Studiums an.

Dritter Abschnitt:Dritter Abschnitt:Dritter Abschnitt:Dritter Abschnitt:
Studium der PflichtfächerStudium der PflichtfächerStudium der PflichtfächerStudium der Pflichtfächer

§ 20§ 20§ 20§ 20
Veranstaltungen zum Studium der PflichtfVeranstaltungen zum Studium der PflichtfVeranstaltungen zum Studium der PflichtfVeranstaltungen zum Studium der Pflichtfäääächercherchercher

(1) Zum Studium der Pflichtfächer (§ 11 Abs. 2 und 3
JAG) werden die folgenden Veranstaltungen angebo-
ten:
1. Privatrecht:

a) Modul Privatrecht A
Grundkurs BGB Allgemeiner Teil
Grundkurs BGB Allgemeines Schuldrecht und
vertragliche Schuldverhältnisse

b) Modul Privatrecht B
Grundkurs BGB Gesetzliche Schuldverhältnisse
Grundkurs BGB Sachenrecht
Grundkurs BGB Familien- und Erbrecht
Grundkurs Europäisches Privatrecht

c) Modul Privatrecht C
Grundkurs Handels- und Gesellschaftsrecht
Grundkurs Arbeitsrecht

d) Modul Privatrecht D
Zivilprozessrecht (Erkenntnisverfahren)

e) Modul Privatrecht E
Grundkurs Internationales Privatrecht
Zwangsvollstreckungs- und Insolvenzrecht
Aufbau- und Vertiefungskurse im Privatrecht

f) im Modul Examinatorium
Repetitorium im Privatrecht
Klausurenkurs im Privatrecht

2. Öffentliches Recht:
a) Modul Öffentliches Recht A

Staatsorganisationsrecht
Grundrechte

b) Modul Öffentliches Recht B
Allgemeines Verwaltungsrecht
Verwaltungsprozessrecht

c) Modul Öffentliches Recht C
Europarecht

d) Modul Öffentliches Recht D
Polizei- und Ordnungsrecht
Kommunal- und Baurecht

e) im Modul Examinatorium
Repetitorium im Öffentlichen Recht
Klausurenkurs im Öffentlichen Recht

3. Strafrecht:
a) Modul Strafrecht A

Grundkurs Strafrecht Einführung/Allgemeiner
Teil I
Grundkurs Strafrecht Allgemeiner Teil II/Delikte
gegen die Person

b) Modul Strafrecht B
Grundkurs Strafrecht Delikte gegen das Vermö-
gen
Grundkurs Strafrecht Sonstige Delikte

c) Modul Strafrecht C
Strafverfahrensrecht: Ermittlungs- und Zwi-
schenverfahren
Strafverfahrensrecht: Hauptverfahren, Rechts-
mittel
Aufbau und Vertiefungskurse im Strafrecht

d) im Modul Examinatorium
Repetitorium im Strafrecht
Klausurenkurs im Strafrecht

4. Methoden und Grundlagen des Rechts (Grundla-
genfächer):
in den Modulen Methoden und Grundlagen des
Rechts A und B
Einführung in die Grundlagen des Rechts
Historische Grundlagen des Privatrechts
Ideengeschichte des Verfassungsrechts
Historische Grundlagen des Strafrechts
Methodenlehre
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Rechts- und Verfassungsgeschichte
Rechtsphilosophie
Rechtssoziologie.

(2) Die Fakultät bietet außer den genannten Veran-
staltungen ergänzende und vertiefende Lehrveranstal-
tungen an; sie kann die Veranstaltungen auch anders
benennen.

(3) In Veranstaltungen nach Absatz 1, die dem Grund-
studium zugeordnet sind, können Teilprüfungen zum
Bestehen der Zwischenprüfung abgelegt werden. Das
Nähere regelt § 21.

Vierter Abschnitt:Vierter Abschnitt:Vierter Abschnitt:Vierter Abschnitt:
ZwischenprüfungZwischenprüfungZwischenprüfungZwischenprüfung

§ 21§ 21§ 21§ 21
Zweck der Prüfung; PrüfungsleistungenZweck der Prüfung; PrüfungsleistungenZweck der Prüfung; PrüfungsleistungenZweck der Prüfung; Prüfungsleistungen

(1) Die Zwischenprüfung gibt den Studierenden Gele-
genheit, über den im Grundstudium erzielten Studien-
erfolg Rechenschaft abzulegen. Sie wird studienbe-
gleitend in Lehrveranstaltungen des Grundstudiums
abgelegt.

(2) Für die Zwischenprüfung müssen folgende Teilprü-
fungen erbracht werden:
 1. sieben Aufsichtsarbeiten (je 1 LP), nämlich

 a) drei Aufsichtsarbeiten aus dem Privatrecht (je-
weils eine aus den Modulen Privatrecht A und
Privatrecht B, die dritte wahlweise aus dem
Modul Privatrecht C oder D),

 b) zwei Aufsichtsarbeiten aus dem Öffentlichen
Recht (eine aus dem Modul Öffentliches Recht
B, die zweite wahlweise aus den Modulen Öf-
fentliches Recht A oder C)

 c) zwei Aufsichtsarbeiten aus dem Strafrecht (je
eine aus den Modulen Strafrecht A und B);

 
 2. zwei Hausarbeiten, die nach Wahl der Studieren-

den aus zweien der Gebiete Privatrecht, Öffentli-
ches Recht und Strafrecht genommen werden (je 5
LP);

 
 3. eine Leistung (z.B. Aufsichtsarbeit, Vortrag, Kurz-

hausarbeit) aus einem der Grundlagenfächer im
Sinne von § 20 Abs. 1 Nr. 4 (1 LP).

 
(3) Für die Ablegung einer Teilprüfung nach § 21 Abs.
2 Nr. 1 ist eine rechtzeitige Anmeldung der oder des
Studierenden beim Prüfungsausschuss erforderlich. Der
Prüfungsausschuss macht die Anmeldefristen und das
Anmeldeverfahren rechtzeitig bekannt. Er kann eine
elektronische Anmeldung zulassen oder vorschreiben.
Eine trotz fehlender, nicht ordnungsgemäßer oder
nicht rechtzeitiger Anmeldung abgelegte Leistung stellt
– unbeschadet ihrer möglichen Bewertung zu Übungs-
zwecken – keine Teilleistung im Rahmen der Zwi-
schenprüfung dar.
 
(4) Der Prüfungsausschuss gibt bis zum Ende der
zweiten Vorlesungswoche eines jeden Semesters be-
kannt, in welchen der in § 20 Abs. 1 genannten Veran-

staltungen neben Aufsichtsarbeiten auch Hausarbeiten
ausgegeben werden.

(5) Die Zwischenprüfung ist bestanden, sobald die
letzte Teilprüfung erfolgreich absolviert ist. Danach
erbrachte Leistungen werden nicht in das Zwischen-
prüfungszeugnis aufgenommen.

(6) Die für eine Aufsichtsarbeit zugelassenen Hilfsmit-
tel werden von der Leiterin oder dem Leiter der Lehr-
veranstaltung festgelegt.

§ 22§ 22§ 22§ 22
Dauer und Bewertung der PrüfungDauer und Bewertung der PrüfungDauer und Bewertung der PrüfungDauer und Bewertung der Prüfungssssleistungenleistungenleistungenleistungen

(1) Die Veranstaltungsleiterin oder der Veranstal-
tungsleiter legt die Dauer der jeweiligen Teilprüfung
fest. Die Dauer der Aufsichtsarbeiten beträgt nicht
weniger als neunzig und nicht mehr als einhundertun-
dachtzig Minuten. Die Hausarbeiten werden in den auf
die Veranstaltung folgenden Semesterferien für eine
Dauer von mindestens vier und höchstens acht Wo-
chen ausgegeben; sie sollen für eine Bearbeitungszeit
von nicht mehr als vier Wochen ausgelegt sein.

 (2) Jede Teilprüfung wird von einer Prüferin oder ei-
nem Prüfer bewertet, in der Regel von der Veranstal-
tungsleiterin oder dem Veranstaltungsleiter. Der Prü-
fungsausschuss kann bei Bedarf weitere Prüferinnen
oder Prüfer bestellen. Prüferinnen und Prüfer müssen
die Voraussetzungen des § 65 Abs. 1 HG erfüllen; sie
können durch Korrekturassistentinnen oder Korrektur-
assistenten unterstützt werden, die ihnen vom Prü-
fungsausschuss zugewiesen werden und die selbst die
Erste Prüfung oder eine andere, mindestens gleich-
wertige juristische Prüfung bestanden haben müssen.
 
 (3) Jede Teilprüfung ist mit den Noten und Punktzah-
len des § 17 Abs. 1 JAG zu bewerten. Eine trotz An-
meldung ohne genügenden Entschuldigungsgrund
(§ 23) nicht angefertigte Aufsichtsarbeit wird mit „un-
genügend (0 Punkte)“ bewertet.

(4) Die Bewertung jeder einzelnen Teilprüfung soll
innerhalb von acht Wochen erfolgen. Sie ist der oder
dem Studierenden schriftlich bekannt zu geben; die
Aufsichts- oder Hausarbeit ist auszuhändigen.

 (5) Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn jede der
nach § 21 Abs. 2 geforderten Teilprüfungen mit min-
destens „ausreichend“ bewertet worden ist.
 
 (6) Über die bestandene Zwischenprüfung wird ein
Zeugnis ausgestellt; zusätzlich ist die Bewertung der
einzelnen erbrachten Teilprüfungen zu bescheinigen.
Das Zeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen und mit dem
Siegel der Fakultät zu versehen. Als Datum des Zeug-
nisses ist der Tag anzugeben, an dem die letzte Teil-
prüfung erfolgreich erbracht worden ist.
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§ 23§ 23§ 23§ 23
Ersatztermin für AufsichtsarbeitenErsatztermin für AufsichtsarbeitenErsatztermin für AufsichtsarbeitenErsatztermin für Aufsichtsarbeiten

Für Studierende, die wegen Erkrankung an der Teil-
nahme an einer Aufsichtsarbeit nach § 21 Abs. 2 Nr. 1
oder 3 gehindert sind, wird in der betreffenden Veran-
staltung ein Ersatztermin angeboten. Die Prüfungsun-
fähigkeit ist spätestens eine Woche nach dem Termin
der Aufsichtsarbeit durch ärztliches Attest nachzuwei-
sen; der Prüfungsausschuss kann im Einzelfall die Vor-
lage eines amtsärztlichen Attests verlangen. Der Prü-
fungsausschuss lässt zur Teilnahme an dem Ersatzter-
min auch solche Studierende zu, die nachweislich aus
anderen genügenden Entschuldigungsgründen an der
Teilnahme an der ersten Aufsichtsarbeit gehindert
waren. Die Möglichkeit, nicht bestandene Teilprüfun-
gen in Veranstaltungen späterer Semester zu wieder-
holen, bleibt unberührt.

§ 24§ 24§ 24§ 24
Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderungen;Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderungen;Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderungen;Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderungen;

Mutterschutz; Elternzeit; Pflege von AngehörMutterschutz; Elternzeit; Pflege von AngehörMutterschutz; Elternzeit; Pflege von AngehörMutterschutz; Elternzeit; Pflege von Angehöriiiigengengengen

Über einen angemessenen Nachteilsausgleich für Stu-
dierende mit Behinderungen entscheidet die Leiterin
oder der Leiter der Veranstaltung, in der die Teilprü-
fung erbracht werden soll. Dasselbe gilt für Studieren-
de während
1. des Mutterschutzes entsprechend §§ 3, 4, 6 und 8

MuSchG,
2. der Elternzeit entsprechend § 15 BEEG oder
3. der Pflege des Ehegatten, der eingetragenen Le-

benspartnerin oder des eingetragenen Lebenspart-
ners oder eines im ersten Grade Verwandten oder
Verschwägerten, wenn dadurch Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung (§ 3
Satz 1 Nr. 1a SGB VI) begründet wird.

§ 25§ 25§ 25§ 25
Störungen des Prüfungsablaufs; Folge ordnungswidrStörungen des Prüfungsablaufs; Folge ordnungswidrStörungen des Prüfungsablaufs; Folge ordnungswidrStörungen des Prüfungsablaufs; Folge ordnungswidriiii----

gen Verhaltensgen Verhaltensgen Verhaltensgen Verhaltens

Hinsichtlich von Störungen des Prüfungsablaufs sowie
der Folgen ordnungswidrigen Verhaltens, namentlich
eines Täuschungsversuchs, des Besitzes oder der Be-
nutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, gelten §§ 13
Abs. 4 Sätze 2 und 3, 22 JAG entsprechend. Störungen
des Prüfungsablaufs sind unverzüglich gegenüber dem
Prüfungsausschuss geltend zu machen; Störungen
während der Bearbeitungszeit von Aufsichtsarbeiten
sind gegenüber der oder dem Aufsichtsführenden
geltend zu machen. Der Prüfungsausschuss trifft die
notwendigen Entscheidungen.

§ 26§ 26§ 26§ 26
Zeitpunkt der ZwischenprüfungZeitpunkt der ZwischenprüfungZeitpunkt der ZwischenprüfungZeitpunkt der Zwischenprüfung

Die Zwischenprüfung wird in der Regel innerhalb der
ersten vier Fachsemester, möglichst jedoch bis zum
Ende des fünften Fachsemesters, abgelegt.

§ 27§ 27§ 27§ 27
Anrechnung von Studien- und PrAnrechnung von Studien- und PrAnrechnung von Studien- und PrAnrechnung von Studien- und Prüüüüfungsleistungenfungsleistungenfungsleistungenfungsleistungen

Die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen,
die außerhalb des Studiengangs Rechtswissenschaft
der Universität Bielefeld erbracht worden sind, erfolgt
nach § 63 Abs. 2 HG; der Prüfungsausschuss trifft die
notwendigen Feststellungen. Eine an einer anderen
Hochschule im Geltungsbereich des Deutschen Rich-
tergesetzes im Studiengang Rechtswissenschaft er-
folgreich abgelegte Zwischenprüfung gilt als bestande-
ne Zwischenprüfung im Sinne dieser Studien- und
Prüfungsordnung.

Fünfter Abschnitt:Fünfter Abschnitt:Fünfter Abschnitt:Fünfter Abschnitt:
Vertiefung der Pflichtfächer im Hauptstudium undVertiefung der Pflichtfächer im Hauptstudium undVertiefung der Pflichtfächer im Hauptstudium undVertiefung der Pflichtfächer im Hauptstudium und
Abschlussprüfung der Pflichtfächer des HauptstAbschlussprüfung der Pflichtfächer des HauptstAbschlussprüfung der Pflichtfächer des HauptstAbschlussprüfung der Pflichtfächer des Hauptstuuuudiumsdiumsdiumsdiums

§ 28§ 28§ 28§ 28
Zweck der Abschlussprüfung der Pflichtfächer desZweck der Abschlussprüfung der Pflichtfächer desZweck der Abschlussprüfung der Pflichtfächer desZweck der Abschlussprüfung der Pflichtfächer des

Hauptstudiums; PrüfungsleistuHauptstudiums; PrüfungsleistuHauptstudiums; PrüfungsleistuHauptstudiums; Prüfungsleistunnnngengengengen

(1) Die Abschlussprüfung der Pflichtfächer des Haupt-
studiums gibt den Studierenden Gelegenheit, über den
im Hauptstudium erzielten Studienerfolg Rechenschaft
abzulegen. Sie wird studienbegleitend in Lehrveran-
staltungen des Hauptstudiums abgelegt. Das Bestehen
der Abschlussprüfung ist Voraussetzung für die Zulas-
sung zur mündlichen Schwerpunktbereichsprüfung.

(2) Für die Abschlussprüfung müssen folgende Teil-
prüfungen erbracht werden:
1. je eine Aufsichtsarbeit aus dem Privatrecht, dem

Öffentlichen Recht und dem Strafrecht (je 1 LP);
2. eine Haus- oder Seminararbeit aus dem Rechtsge-

biet, das bei der Zwischenprüfung nicht abgedeckt
wurde (5 LP). Hat die oder der Studierende aus den
Modulen des Grundstudiums je eine Hausarbeit in
jedem Rechtsgebiet bestanden, so hat sie oder er
die Wahl, in welchem der Gebiete sie oder er die
Haus- oder Seminararbeit erbringt;

3. in einem Grundlagenfach (§ 20 Abs. 1 Nr. 4) eine
mit mindestens „ausreichend (4 Punkte)“ bewer-
tete Hausarbeit (5 LP). Ein schriftlich ausgearbei-
tetes Seminarreferat oder eine Quellenexegese ste-
hen einer Hausarbeit gleich.

(3) § 21 Abs. 3 und Abs. 6 gilt entsprechend. § 21
Abs. 4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass die
Bekanntgabe sich sowohl auf die Aufsichts- als auch
auf die Haus- und Seminararbeiten erstreckt.
 

§ 29§ 29§ 29§ 29
Zeitpunkt, Dauer und Bewertung der PrüfungsleistuZeitpunkt, Dauer und Bewertung der PrüfungsleistuZeitpunkt, Dauer und Bewertung der PrüfungsleistuZeitpunkt, Dauer und Bewertung der Prüfungsleistunnnn----

gengengengen

(1) Die Teilprüfungen nach § 28 Abs. 2 Nr. 1 können
frühestens in dem Semester erbracht werden, das auf
dasjenige folgt, in dem alle für die Zwischenprüfung
erforderlichen Aufsichtsarbeiten des jeweiligen Fach-
gebiets (Privatrecht, Öffentliches Recht, Strafrecht)
erfolgreich absolviert wurden. Die Teilprüfung nach
§ 28 Abs. 2 Nr. 3 kann frühestens in dem Semester
erbracht werden, das auf dasjenige folgt, in dem die
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Teilprüfung nach § 21 Abs. 2 Nr. 3 erfolgreich absol-
viert wurde. Die Teilleistung nach § 28 Abs. 2 Nr. 2
kann erst nach Bestehen der Zwischenprüfung insge-
samt erbracht werden.

 (2) Für die Dauer und die Bewertung der im Rahmen
der Zugangsprüfung zu erbringenden Teilleistungen gilt
§ 22 Abs. 1 bis 5 entsprechend. Seminararbeiten kön-
nen auch außerhalb des in § 22 Abs. 1 Satz 3 bezeich-
neten Zeitraums angeboten werden.

§ 30§ 30§ 30§ 30
Sonstige BestimmungenSonstige BestimmungenSonstige BestimmungenSonstige Bestimmungen

Im Übrigen gelten die §§ 23 bis 25 sowie § 27 ent-
sprechend.

Sechster Abschnitt:Sechster Abschnitt:Sechster Abschnitt:Sechster Abschnitt:
Studium der SchwerpunktbereicheStudium der SchwerpunktbereicheStudium der SchwerpunktbereicheStudium der Schwerpunktbereiche

§§§§ 31313131
Ziel und Umfang des SchwerpunktbereichsstudZiel und Umfang des SchwerpunktbereichsstudZiel und Umfang des SchwerpunktbereichsstudZiel und Umfang des Schwerpunktbereichsstudiiiiumsumsumsums

(1) Das Studium des von der oder dem Studierenden
gewählten Schwerpunktbereichs ist Bestandteil des
Hauptstudiums. Es soll die Fähigkeit zu vertieftem
wissenschaftlichen Arbeiten auf einem von der oder
dem Studierenden zu wählenden Rechtsgebiet ver-
mitteln, das den Pflichtfachbereich überschreitet. Es
bereitet auf die Schwerpunktbereichsprüfung (§§
45 ff.) vor.

(2) Das Studium des gewählten Schwerpunktbereichs
ist regelmäßig für das sechste und siebte Fachsemester
vorgesehen und umfasst 18 SWS in den Veranstal-
tungsformen des § 11; hierzu zählen – mit Ausnahme
eines Seminars im Umfang von 2 SWS –  nicht die für
alle Studierenden vorgesehenen Veranstaltungen zum
Studium der Pflichtfächer nach § 20.

§ 32§ 32§ 32§ 32
Wahl des SchwerpunktbereichsWahl des SchwerpunktbereichsWahl des SchwerpunktbereichsWahl des Schwerpunktbereichs

(1) Nach Bestehen der Zwischenprüfung beantragt die
oder der Studierende schriftlich bei dem Prüfungsaus-
schuss die Zulassung zu einem auszuwählenden
Schwerpunktbereich. Der Antrag soll spätestens am
letzten Freitag der vorlesungsfreien Zeit eines Semes-
ters gestellt werden. Dem Antrag ist der Nachweis
über das Bestehen der Zwischenprüfung beizufügen.

(2) Die Zulassung zum Schwerpunktbereichsstudium ist
schriftlich zu erteilen. Die Zulassung zu dem gewählten
Schwerpunktbereich kann versagt werden, soweit eine
ordnungsgemäße Durchführung des Schwerpunktbe-
reichsstudiums aus organisatorischen Gründen nicht
gewährleistet erscheint, insbesondere wenn ein
Schwerpunktbereich über- oder unterbelegt ist oder
der Antrag auf Zulassung verspätet gestellt wurde. Die
Fakultätskonferenz kann auf Vorschlag des Prüfungs-
ausschusses unter Beachtung des § 59 HG in einer
eigenständigen Ordnung Mindest- und Höchstgrenzen
für die Anmeldung zu den Schwerpunktbereichen
festlegen und Regelungen über das Auswahlverfahren

treffen, wenn die Zahl der Bewerberinnen und Bewer-
ber für einen Schwerpunkt dessen Kapazität übersteigt.
Die Versagung der Zulassung ist schriftlich zu begrün-
den und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen; gleichzeitig ist der oder dem Studierenden mit-
zuteilen, welche Schwerpunktbereiche noch gewählt
werden können und welches Verfahren hierbei einzu-
halten ist.

(3) Die oder der Studierende kann den gewählten
Schwerpunktbereich einmalig wechseln. Sie oder er
hat dem Prüfungsausschuss den Wechsel des Schwer-
punktbereichs schriftlich mitzuteilen. Wird der Wech-
sel bis zum Ablauf der vierten Vorlesungswoche er-
klärt, wirkt er auf den Semesterbeginn zurück, an-
dernfalls wird er erst zum Beginn des darauf folgenden
Semesters wirksam. Absatz 2 gilt entsprechend. Hat
der Prüfling sich zu einer Teilprüfung nach § 46 ange-
meldet, kann er den Schwerpunktbereich erst nach
erfolglosem Abschluss der vollständigen Schwerpunkt-
bereichsprüfung wechseln.

§ 33§ 33§ 33§ 33
Übersicht über die SchwerpunktbereÜbersicht über die SchwerpunktbereÜbersicht über die SchwerpunktbereÜbersicht über die Schwerpunktbereiiiichechecheche

(1) Die Studierenden können zwischen folgenden
Schwerpunktbereichen wählen:
1. Private Rechtsgestaltung und Prozessführung
2. Wirtschaftsrechtsberatung
3. Internationaler Handelsverkehr/International Trade,
4. Öffentliches Wirtschaftsrecht in der Europäischen

Union
5. Umwelt-, Technik- und Planungsrecht in der Euro-

päischen Union
6. Einwanderung und soziale Integration
7. Arbeit und sozialer Schutz
8. Kriminalwissenschaften
9. Strafverfahren und Strafverteidigung.

(2) Die Schwerpunktbereiche nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3
sind dem Privatrecht, die nach Nr. 4 bis 6 dem Öffent-
lichen Recht und die nach Nr. 8 und 9 dem Strafrecht
zugeordnet. Der Schwerpunktbereich nach Absatz 1
Nr. 7 ist sowohl dem Privatrecht als auch dem Öffent-
lichen Recht zugeordnet.

§ 34§ 34§ 34§ 34
Schwerpunktbereich 1: Private Rechtsgestaltung undSchwerpunktbereich 1: Private Rechtsgestaltung undSchwerpunktbereich 1: Private Rechtsgestaltung undSchwerpunktbereich 1: Private Rechtsgestaltung und

ProzessführungProzessführungProzessführungProzessführung

(1) Gegenstände von Studium und Prüfung im Schwer-
punktbereich Private Rechtsgestaltung und Prozess-
führung sind das Liegenschaftsrecht, das Familienrecht,
das Erbrecht, das Zivilverfahrensrecht und die außer-
gerichtliche Streitbeilegung. Das Studium dieser Ge-
genstände des Schwerpunktbereichs erstreckt sich auf
10 SWS.

(2) Studium und Prüfung erstrecken sich ferner nach
Wahl der Studierenden auf das Unternehmensrecht,
das Internationale Privat- und Verfahrensrecht oder
das Arbeits- und Sozialrecht gem. § 37 mit der Maß-
gabe, dass zu jedem dieser Gebiete das Insolvenzrecht
und das Verbraucherrecht gewählt werden kann. Die
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oder der Studierende hat in einem dieser Gebiete
Veranstaltungen in einem Umfang von insgesamt 6
SWS zu besuchen.

(3) In einem der Grundlagenfächer im Sinne von § 20
Abs. 1 Nr. 4 ist im Verlauf des Hauptstudiums eine
Veranstaltung im Umfang von 2 SWS zu besuchen.

§ 35§ 35§ 35§ 35
Schwerpunktbereich 2: WirtschaftsrechtSchwerpunktbereich 2: WirtschaftsrechtSchwerpunktbereich 2: WirtschaftsrechtSchwerpunktbereich 2: Wirtschaftsrechtssssberatungberatungberatungberatung

(1) Gegenstände von Studium und Prüfung im Schwer-
punktbereich Wirtschaftsrechtsberatung sind das Ge-
sellschaftsrecht, das Konzern-, Umwandlungs- und
Kapitalmarktrecht, das Wettbewerbs-, Kartellrecht und
der Gewerbliche Rechtsschutz, das Unternehmens-
steuerrecht sowie die Rechnungslegung. Das Studium
dieser Gegenstände des Schwerpunktbereichs erstreckt
sich auf 10 SWS.

(2) Studium und Prüfung erstrecken sich ferner nach
Wahl der Studierenden auf das Verfahrens- und Insol-
venzrecht, das Internationale Privat- und Verfahrens-
recht, das Arbeits- und Sozialrecht gem. § 37 sowie
das Öffentliche Wirtschaftsrecht gem. § 41 Abs. 1 mit
der Maßgabe, dass zu jedem dieser Gebiete das Insol-
venzrecht gewählt werden kann. Die oder der Studie-
rende hat in einem dieser Gebiete Veranstaltungen in
einem Umfang von insgesamt 6 SWS zu besuchen.

(3) In einem der Grundlagenfächer im Sinne von § 20
Abs. 1 Nr. 4 ist im Verlauf des Hauptstudiums eine
Veranstaltung im Umfang von 2 SWS zu besuchen.

§ 36§ 36§ 36§ 36
Schwerpunktbereich 3: Internationaler HandelsveSchwerpunktbereich 3: Internationaler HandelsveSchwerpunktbereich 3: Internationaler HandelsveSchwerpunktbereich 3: Internationaler Handelsverrrr----

kehr/International Tradekehr/International Tradekehr/International Tradekehr/International Trade

(1) Gegenstände von Studium und Prüfung im Schwer-
punktbereich Internationaler Handelsverkehr/Interna-
tional Trade sind das Internationale Privatrecht, die
Rechtsvergleichung, UN-Kaufrecht und E-Commerce,
das Europäische Privatrecht sowie das Internationale
Zivilverfahrensrecht. Das Studium dieser Gegenstände
des Schwerpunktbereichs erstreckt sich auf 10 SWS.

(2) Studium und Prüfung erstrecken sich ferner nach
Wahl der Studierenden auf das Verfahrens- und Insol-
venzrecht, das Unternehmensrecht, das Arbeits- und
Sozialrecht gem. § 37 sowie das Öffentliche Wirt-
schaftsrecht gem. § 41 Abs. 1. Die oder der Studieren-
de hat in einem dieser Gebiete Veranstaltungen in
einem Umfang von insgesamt 6 SWS zu besuchen.

(3) In einem der Grundlagenfächer im Sinne von § 20
Abs. 1 Nr. 4 ist im Verlauf des Hauptstudiums eine
Veranstaltung im Umfang von 2 SWS zu besuchen.

§ 37§ 37§ 37§ 37
Privatrechtliche Ergänzungsgebiete des SchwerpunkPrivatrechtliche Ergänzungsgebiete des SchwerpunkPrivatrechtliche Ergänzungsgebiete des SchwerpunkPrivatrechtliche Ergänzungsgebiete des Schwerpunktttt----

bereichsstudiums nach Wahl der Studierebereichsstudiums nach Wahl der Studierebereichsstudiums nach Wahl der Studierebereichsstudiums nach Wahl der Studierennnndendendenden
(§§ 34 Abs. 2, 35 Abs. 2, 36 Abs. 2, 38 Abs. 2)(§§ 34 Abs. 2, 35 Abs. 2, 36 Abs. 2, 38 Abs. 2)(§§ 34 Abs. 2, 35 Abs. 2, 36 Abs. 2, 38 Abs. 2)(§§ 34 Abs. 2, 35 Abs. 2, 36 Abs. 2, 38 Abs. 2)

(1) Das Gebiet Verfahrens- und Insolvenzrecht umfasst
Veranstaltungen zum Zivilprozessrecht, zur außerge-
richtlichen Streitbeilegung, zum Insolvenzrecht, zum
Internationalen Zivilverfahrensrecht sowie zu Recht
und Taktik des arbeitsgerichtlichen Verfahrens.

(2) Das Gebiet Unternehmensrecht umfasst Veranstal-
tungen zum Gesellschaftsrecht, zum Konzern-, Um-
wandlungs- und Kapitalmarktrecht, zum Wettbewerbs-
und Kartellrecht, zum Gewerblichen Rechtsschutz
sowie zur Rechnungslegung.

(3) Das Gebiet Internationales Privat- und Verfahrens-
recht umfasst Veranstaltungen zum UN-Kaufrecht und
E-Commerce, zum Europäischen Privatrecht, zum In-
ternationalen Privatrecht, zur Rechtsvergleichung so-
wie zum Internationalen Zivilverfahrensrecht.

(4) Das Gebiet Arbeit- und Sozialrecht umfasst Veran-
staltungen zum Individualarbeitsrecht, zum Betriebs-
verfassungsrecht, zum Recht der Sozialversicherung,
der Grundsicherung für Arbeitsuchende, der Sozialhilfe
sowie des Sozialverwaltungs- und des Sozialgerichts-
verfahrens, zum Europäischen Arbeits- und Sozialrecht
sowie zu Recht und Taktik des arbeitsgerichtlichen
Verfahrens.

§ 38§ 38§ 38§ 38
Schwerpunktbereich 4: Öffentliches WirSchwerpunktbereich 4: Öffentliches WirSchwerpunktbereich 4: Öffentliches WirSchwerpunktbereich 4: Öffentliches Wirttttschaftsrechtschaftsrechtschaftsrechtschaftsrecht

in der Europäischen Unionin der Europäischen Unionin der Europäischen Unionin der Europäischen Union

(1) Gegenstände von Studium und Prüfung im Schwer-
punktbereich Öffentliches Wirtschaftsrecht in der Eu-
ropäischen Union sind die Grundprinzipien der Völker-
gemeinschaft, das Wirtschaftsvölkerrecht, das Europäi-
sche Wirtschaftsrecht sowie das Wirtschaftsverfas-
sungs- und Wirtschaftsverwaltungsrecht. Das Studium
dieser Gegenstände des Schwerpunktbereichs erstreckt
sich auf 12 SWS.

(2) Studium und Prüfung erstrecken sich ferner nach
Wahl der Studierenden auf das Steuerrecht und das
Umwelt-, Technik-, Planungsrecht gemäß § 41, das
Unternehmensrecht gemäß § 37 Abs. 2 sowie das
Internationale Privat- und Verfahrensrecht gem. § 37
Abs. 3. Die oder der Studierende hat in einem dieser
Gebiete Veranstaltungen in einem Umfang von insge-
samt 4 SWS zu besuchen.

(3) In einem der Grundlagenfächer im Sinne von § 20
Abs. 1 Nr. 4 ist im Verlauf des Hauptstudiums eine
Veranstaltung im Umfang von 2 SWS zu besuchen.
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§ 39§ 39§ 39§ 39
Schwerpunktbereich 5: Umwelt-, Technik- und PlSchwerpunktbereich 5: Umwelt-, Technik- und PlSchwerpunktbereich 5: Umwelt-, Technik- und PlSchwerpunktbereich 5: Umwelt-, Technik- und Plaaaa----

nungsrecht in der Europäischen Unionnungsrecht in der Europäischen Unionnungsrecht in der Europäischen Unionnungsrecht in der Europäischen Union

(1) Gegenstände von Studium und Prüfung im Schwer-
punktbereich Umwelt-, Technik- und Planungsrecht in
der Europäischen Union sind die Grundprinzipien der
Völkergemeinschaft, das Umweltvölkerrecht und das
Europäische Umweltrecht, das Umwelt- und Technik-
recht sowie das Raumordnungs-, Bau- und Planungs-
recht. Das Studium dieser Gegenstände des Schwer-
punktbereichs erstreckt sich auf 12 SWS.

(2) Studium und Prüfung erstrecken sich ferner nach
Wahl der Studierenden auf das Öffentliche Wirt-
schaftsrecht und das Steuerrecht gemäß § 41 sowie
das Liegenschaftsrecht. Die oder der Studierende hat
insoweit Veranstaltungen in einem Umfang von insge-
samt 4 SWS zu besuchen.

(3) In einem der Grundlagenfächer im Sinne von § 20
Abs. 1 Nr. 4 ist im Verlauf des Hauptstudiums eine
Veranstaltung im Umfang von 2 SWS zu besuchen.

§ 40§ 40§ 40§ 40
Schwerpunktbereich 6: EinwanderungSchwerpunktbereich 6: EinwanderungSchwerpunktbereich 6: EinwanderungSchwerpunktbereich 6: Einwanderung

und soziale Integratund soziale Integratund soziale Integratund soziale Integratiiiionononon

(1) Gegenstände von Studium und Prüfung im Schwer-
punktbereich Einwanderung und soziale Integration
sind das Einwanderungsrecht (Ausländer-, Asyl- und
Staatsangehörigkeitsrecht), das Sozialversicherungs-
recht einschließlich des Arbeitsförderungsrechts, das
Recht der Grundsicherung und das Sozialhilferecht.
Das Studium dieser Gegenstände des Schwerpunktbe-
reichs erstreckt sich auf 14 SWS.

(2) Studium und Prüfung erstrecken sich ferner nach
Wahl der Studierenden auf die Grundprinzipien der
Völkergemeinschaft, den Menschenrechtsschutz und
das Sozialverwaltungs- und Sozialgerichtsverfahrens-
recht sowie das Arbeits- und Sozialrecht gemäß § 37
Abs. 4 und das Öffentliche Wirtschaftsrecht und das
Steuerrecht gemäß § 41. Die oder der Studierende hat
insoweit Veranstaltungen im Umfang von insgesamt 2
SWS zu besuchen.

(3) In einem der Grundlagenfächer im Sinne von § 20
Abs. 1 Nr. 4 ist im Verlauf des Hauptstudiums eine
Veranstaltung im Umfang von 2 SWS zu besuchen.

§ 41§ 41§ 41§ 41
Öffentlich-rechtliche Ergänzungsgebiete des SchweÖffentlich-rechtliche Ergänzungsgebiete des SchweÖffentlich-rechtliche Ergänzungsgebiete des SchweÖffentlich-rechtliche Ergänzungsgebiete des Schwerrrr----
punktbereichsstudiums nach Wahl der Stpunktbereichsstudiums nach Wahl der Stpunktbereichsstudiums nach Wahl der Stpunktbereichsstudiums nach Wahl der Stuuuudierendendierendendierendendierenden

(§§ 35 Abs. 2, 36 Abs. 2, 38 Abs. 2, 39 Abs. 2, 40 Abs. 2)(§§ 35 Abs. 2, 36 Abs. 2, 38 Abs. 2, 39 Abs. 2, 40 Abs. 2)(§§ 35 Abs. 2, 36 Abs. 2, 38 Abs. 2, 39 Abs. 2, 40 Abs. 2)(§§ 35 Abs. 2, 36 Abs. 2, 38 Abs. 2, 39 Abs. 2, 40 Abs. 2)

(1) Das Gebiet Öffentliches Wirtschaftsrecht umfasst
Veranstaltungen zum Wirtschaftsvölkerrecht, zum
Europäischen Wirtschaftsrecht sowie zum Wirtschafts-
verfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsrecht.

(2) Das Gebiet Steuerrecht umfasst Veranstaltungen
zum Steuerrecht und zur Rechnungslegung.

(3) Das Gebiet Umwelt-, Technik-, Planungsrecht um-
fasst Veranstaltungen zum Umweltvölkerrecht und
Europäischen Umweltrecht, zum Umwelt- und Tech-
nikrecht sowie zum Raumordnungs-, Bau- und Pla-
nungsrecht.

§ 42§ 42§ 42§ 42
Schwerpunktbereich 7: Arbeit und sozialer SchutzSchwerpunktbereich 7: Arbeit und sozialer SchutzSchwerpunktbereich 7: Arbeit und sozialer SchutzSchwerpunktbereich 7: Arbeit und sozialer Schutz

(1) Gegenstände von Studium und Prüfung im Schwer-
punktbereich Arbeit und sozialer Schutz sind das Indi-
vidualarbeitsrecht, das Koalitions-, Tarifvertrags- und
Arbeitskampfrecht, das Betriebsverfassungsrecht, das
Europäische Arbeits- und Sozialrecht, das Sozialversi-
cherungsrecht einschließlich des Arbeitsförderungs-
rechts, das Recht der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende, das Sozialhilferecht sowie sozialrechtliche
Nebengebiete. Das Studium dieser Gegenstände des
Schwerpunktbereichs erstreckt sich auf 14 SWS.

(2) Studium und Prüfung erstrecken sich ferner nach
Wahl der Studierenden auf den Inhalt von Veranstal-
tungen im Umfang von 4 SWS aus dem Gesellschafts-
recht, dem Insolvenzrecht, der Rechnungslegung, dem
arbeitsgerichtlichen Verfahrensrecht, dem Sozialver-
waltungs- und Sozialgerichtsverfahrensrecht und ei-
nem der Grundlagenfächer im Sinne von § 20 Abs. 1
Nr. 4.

§ 43§ 43§ 43§ 43
Schwerpunktbereich 8: KriminalwisseSchwerpunktbereich 8: KriminalwisseSchwerpunktbereich 8: KriminalwisseSchwerpunktbereich 8: Kriminalwissennnnschaftenschaftenschaftenschaften

(1) Gegenstände von Studium und Prüfung im Schwer-
punktbereich Kriminalwissenschaften sind die Grund-
lagen der Kriminologie, die Vertiefung in der Krimino-
logie, das Jugendstrafrecht, der Strafvollzug, das Wirt-
schaftsstrafrecht sowie die strafrechtlichen Sanktionen.
Das Studium dieser Gegenstände des Schwerpunktbe-
reichs erstreckt sich auf 12 SWS.

(2) Studium und Prüfung erstrecken sich ferner nach
Wahl der Studierenden im Umfang von 6 SWS auf das
Internationale Strafrecht, die Vertiefung im Strafver-
fahrensrecht, die Soziologie und Psychologie des Straf-
verfahrens, das Recht und die Theorie der Strafvertei-
digung, die Methodik der Strafverteidigung, die Ge-
schichte des Strafrechts und des Strafverfahrensrechts,
die Rechtsphilosophie sowie die Rechtssoziologie.
Davon müssen mindestens 2 SWS aus den Gebieten
Historische Grundlagen des Strafrechts oder Rechts-
philosophie oder Rechtssoziologie gewählt werden.

§ 44§ 44§ 44§ 44
Schwerpunktbereich 9: Strafverfahren und StrafverteSchwerpunktbereich 9: Strafverfahren und StrafverteSchwerpunktbereich 9: Strafverfahren und StrafverteSchwerpunktbereich 9: Strafverfahren und Strafverteiiii----

ddddiiiigunggunggunggung

(1) Gegenstände von Studium und Prüfung im Schwer-
punktbereich Strafverfahren und Strafverteidigung sind
die Vertiefung im Strafverfahrensrecht, die Soziologie
und die Psychologie des Strafverfahrens, das Recht und
die Theorie der Strafverteidigung, die Methodik der
Strafverteidigung, das Wirtschaftsstrafrecht sowie die
strafrechtlichen Sanktionen. Das Studium dieser Ge-
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genstände des Schwerpunktbereichs erstreckt sich auf
12 SWS.

(2) Studium und Prüfung erstrecken sich ferner nach
Wahl der Studierenden im Umfang von 6 SWS auf die
Grundlagen und die Vertiefung in der Kriminologie,
das Jugendstrafrecht, den Strafvollzug, das Internatio-
nale Strafrecht, die Geschichte des Strafrechts und des
Strafverfahrensrechts, die Rechtsphilosophie sowie die
Rechtssoziologie. Davon müssen mindestens 2 SWS
aus den Gebieten Historische Grundlagen des Straf-
rechts oder Rechtsphilosophie oder Rechtssoziologie
gewählt werden.

Siebenter Abschnitt:Siebenter Abschnitt:Siebenter Abschnitt:Siebenter Abschnitt:
Universitäre SchwerpunktbereichsprUniversitäre SchwerpunktbereichsprUniversitäre SchwerpunktbereichsprUniversitäre Schwerpunktbereichsprüüüüfungfungfungfung

§ 45§ 45§ 45§ 45
Zweck und Gegenstand der PrüfungZweck und Gegenstand der PrüfungZweck und Gegenstand der PrüfungZweck und Gegenstand der Prüfung

(1) Die Schwerpunktbereichsprüfung soll zeigen, dass
der Prüfling in einem Rechtsgebiet, das den Pflicht-
fachbereich überschreitet, das Recht mit Verständnis
erfassen und anwenden kann und zu vertieftem wis-
senschaftlichen Arbeiten befähigt ist.

(2) Gegenstand der Prüfung sind der von dem Prüfling
gewählte Schwerpunktbereich sowie die mit diesem
Schwerpunktbereich zusammenhängenden Pflichtfä-
cher im Sinne von § 20 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 einschließ-
lich der interdisziplinären und internationalen Bezüge
des Rechts.

§ 46§ 46§ 46§ 46
PrüfungsleistungenPrüfungsleistungenPrüfungsleistungenPrüfungsleistungen

(1) Die Prüfung im gewählten Schwerpunktbereich
besteht aus einer häuslichen Arbeit, einer Aufsichtsar-
beit und einer mündlichen Prüfung.

(2) Die häusliche Arbeit und die Aufsichtsarbeit sind
studienbegleitende Teilprüfungen. Die mündliche
Prüfung schließt die Ausbildung im Schwerpunktbe-
reich ab.

(3) Die häusliche Arbeit soll im Rahmen einer Lehrver-
anstaltung des Schwerpunktbereichs von der nach
§ 48 Abs. 1 prüfungsberechtigten Veranstalterin oder
dem prüfungsberechtigten Veranstalter gestellt wer-
den. Dies kann auch in dem auf die Veranstaltung
unmittelbar folgenden Semester geschehen. Haupt-
amtliche Professorinnen und Professoren können nur
aus wichtigem Grund und nur vor Beginn der Anmel-
defrist die Stellung von Aufgaben zahlenmäßig auf
weniger als 10 begrenzen oder ablehnen. Andere prü-
fungsberechtigte Veranstalterinnen und Veranstalter
(Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren,
Emeriti, Lehrbeauftragte etc.) können eine solche Be-
grenzung bis zum Beginn der Anmeldefrist auch ohne
wichtigen Grund vornehmen. Im Übrigen bleiben die
Rechte der Dekanin oder des Dekans unberührt.

(4) Die häusliche Arbeit ist in einem Zeitraum von vier
Wochen anzufertigen.

(5) Die Aufsichtsarbeit wird als fünfstündige Klausur
geschrieben. Gelegenheit zur Anfertigung der Auf-
sichtsarbeit besteht in der zweiten Hälfte der Vorle-
sungszeit eines jeden Semesters der Schwerpunktbe-
reichsausbildung. Die Aufgabe ist den Gegenständen
derjenigen Schwerpunktbereichsveranstaltungen des
betreffenden Semesters zu entnehmen, die nicht der
Wahl der Studierenden unterliegen. Der Prüfungsaus-
schuss legt die zulässigen Hilfsmittel fest.

(6) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die vom
Prüfling nach § 49 Abs. 2 ausgewählten Gegenstände,
sie besteht
1. aus einem Vortrag, dessen Thema dem Prüfling

dreißig Minuten vor Prüfungsbeginn mitgeteilt wird
und dessen Dauer höchstens zehn Minuten be-
trägt;

2. aus einem Prüfungsgespräch, das sich dem Vortrag
anschließt und dessen Dauer fünfzehn Minuten pro
Prüfling betragen soll.

Die Prüfungskommission (§ 50) legt die zulässigen
Hilfsmittel fest.

(7) Prüflingen im Sinne des § 24 kann der Prüfungsaus-
schuss auf Antrag die Bearbeitungszeiten für die häus-
liche Arbeit und die Aufsichtarbeit sowie die Vorbe-
reitungszeit für den Vortrag in der mündlichen Prüfung
angemessen verlängern und die Hinzuziehung perso-
neller und sachlicher Hilfen gestatten. Der Antrag ist
rechtzeitig vor Ausgabe der Prüfungsaufgabe zu stel-
len.

(8) Hinsichtlich von Störungen des Prüfungsablaufs,
der Folgen eines ordnungswidrigen Verhaltens, na-
mentlich eines Täuschungsversuchs, des Besitzes oder
der Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, der Nie-
derschrift über die mündliche Prüfung, der Begrün-
dung der Leistungsbewertung in der mündlichen Prü-
fung, der Einsichtnahme in die Prüfungsarbeiten sowie
der Aufbewahrungsfristen gelten die §§ 13 Abs. 4
Sätze 2 und 3, 19, 22, 23, 64 JAG entsprechend. Stö-
rungen des Prüfungsablaufs sind unverzüglich gegen-
über dem Prüfungsausschuss geltend zu machen; Stö-
rungen während der Bearbeitungszeit von Aufsichtsar-
beiten sind gegenüber der oder dem Aufsichtsführen-
den, solche während der mündlichen Prüfung sind
gegenüber der Prüfungskommission geltend zu ma-
chen. Der Prüfungsausschuss trifft die notwendigen
Entscheidungen.

§ 47§ 47§ 47§ 47
Durchführung der schriftlichen TeiDurchführung der schriftlichen TeiDurchführung der schriftlichen TeiDurchführung der schriftlichen Teillllprüfungenprüfungenprüfungenprüfungen

(1) Der Prüfling hat sich zur Anfertigung der häuslichen
Arbeit und der Aufsichtsarbeit in dem Schwerpunkt-
bereich, zu dem er zugelassen ist, bei dem Prüfungs-
ausschuss anzumelden. Dabei ist die Veranstaltung
anzugeben, in deren Rahmen die häusliche Arbeit
erbracht werden soll. § 21 Abs. 3 Satz 3 und 4 gilt
entsprechend. Ein Rücktritt von der Anmeldung zu
einem der drei Prüfungsteile ist nur in den Fällen der
§§ 47 Abs. 5, 50 Abs. 6 möglich.
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(2) Der Prüfungsausschuss gibt bis zum Ende der
zweiten Vorlesungswoche eines jeden Semesters be-
kannt, in welchen Veranstaltungen häusliche Arbeiten
ausgegeben werden und setzt die Fristen für die Mel-
dung zur Anfertigung der häuslichen Arbeit fest. Er
gibt außerdem die Termine der Aufsichtsarbeiten unter
Bestimmung einer Meldefrist bekannt. Die Teilnahme
an einer schriftlichen Teilprüfung setzt eine fristge-
rechte Meldung voraus.

(3) Der Prüfungsausschuss teilt dem Prüfling für die
Anfertigung der Aufsichtsarbeit und der Hausarbeit
eine Kennziffer zu. Die Aufsichts- und Hausarbeiten
dürfen keine sonstigen Hinweise auf die Person des
Prüflings enthalten.

(4) Liefert ein Prüfling eine ausgegebene Hausarbeit
oder eine Aufsichtsarbeit mit genügender Entschuldi-
gung nicht oder nicht rechtzeitig ab, so hat er die
entsprechende Prüfungsleistung neu anzufertigen. Der
Prüfungsausschuss kann hierzu eine Frist setzen. Gele-
genheit zur Wiederholung der Leistung besteht frü-
hestens im folgenden Semester.

(5) Entschuldigungsgründe sind nur zu berücksichtigen,
wenn sie unverzüglich gegenüber dem Prüfungsaus-
schuss geltend gemacht werden. Ein Prüfling, der sich
mit Krankheit entschuldigt, hat ein ärztliches Zeugnis
über seine Prüfungsunfähigkeit vorzulegen; der Prü-
fungsausschuss kann die Vorlage eines amtsärztlichen
Zeugnisses verlangen.

§ 48§ 48§ 48§ 48
Bewertung der schriftlichen PrüfungBewertung der schriftlichen PrüfungBewertung der schriftlichen PrüfungBewertung der schriftlichen Prüfungssssleistungenleistungenleistungenleistungen

(1) Mit der Bewertung der häuslichen Arbeit und der
Aufsichtsarbeit dürfen vom Prüfungsausschuss nur
solche Prüferinnen und Prüfer betraut werden, die
nach § 65 Abs. 1 Satz 1 HG zur Abnahme von Prüfun-
gen befugt sind. Die Prüferin oder der Prüfer muss
selbst die Erste Prüfung oder eine andere mindestens
gleichwertige juristische Prüfung bestanden haben.

(2) Die häusliche Arbeit wird von der Aufgabenstellerin
oder dem Aufgabensteller und einer weiteren prü-
fungsberechtigten Person bewertet. Bei Verhinderung
der Aufgabenstellerin oder des Aufgabenstellers aus
wichtigem Grund betraut der Prüfungsausschuss eine
andere Prüferin oder einen anderen Prüfer mit der
Bewertung. Im Regelfall soll wenigstens eine der bei-
den Prüferinnen oder einer der beiden Prüfer die Lehr-
befugnis als Professorin oder Professor, Privatdozentin
oder Privatdozent, Vertreterin oder Vertreter einer
Professur oder Honorarprofessorin oder Honorarpro-
fessor besitzen.

(3) Die Aufsichtsarbeit wird von zwei prüfungsberech-
tigten Personen bewertet.

(4) Die Prüferinnen und Prüfer bewerten die Prü-
fungsleistungen selbständig. Die einzelnen Prüfungs-
leistungen sind mit den Noten und Punktzahlen des
§ 17 Abs. 1 JAG zu bewerten.

(5) Einigen sich die beiden Prüferinnen oder Prüfer
auch nach Beratung nicht auf eine Prüfungsnote und
eine Punktzahl, so entscheidet eine dritte Prüferin oder
ein dritter Prüfer, die oder der vom Prüfungsausschuss
bestellt wird. Diese oder dieser darf die von den bei-
den anderen Prüferinnen oder Prüfern vorgeschlagene
bessere Bewertung nicht überschreiten und die
schlechtere Bewertung nicht unterschreiten.

(6) Die mit der Erstbewertung einer schriftlichen Prü-
fungsleistung betrauten Prüferinnen und Prüfer können
durch Korrekturassistentinnen oder Korrekturassisten-
ten, die als wissenschaftliche Assistentinnen oder As-
sistenten oder als wissenschaftliche Mitarbeiterinnen
oder Mitarbeiter an einem Lehrstuhl beschäftigt oder
ihnen vom Prüfungsausschuss zugewiesen worden sind
und die selbst die Erste Prüfung oder eine andere,
mindestens gleichwertige juristische Prüfung bestan-
den haben, unterstützt werden.

(7) Liefert ein Prüfling, der sich zu einer schriftlichen
Teilprüfung angemeldet hat, die Hausarbeit oder Auf-
sichtsarbeit ohne genügenden Entschuldigungsgrund
im Sinne von § 47 Abs. 5 nicht oder nicht rechtzeitig
ab, so gilt die Prüfungsleistung als mit „ungenügend (0
Punkte)“ bewertet.

§ 49§ 49§ 49§ 49
Zulassung zur mündlichen PrüfungZulassung zur mündlichen PrüfungZulassung zur mündlichen PrüfungZulassung zur mündlichen Prüfung

(1) Auf Antrag wird zur mündlichen Prüfung zugelas-
sen, wer
1. zur Ausbildung im Schwerpunktbereich zugelassen

ist;
2. die Abschlussprüfung der Pflichtfächer des Haupt-

studiums nach § 28 bestanden hat;
3. die für den gewählten Schwerpunktbereich vorge-

schriebenen Lehrveranstaltungen besucht hat und
4. an einer Veranstaltung nach § 16 aktiv teilgenom-

men hat, die dem Erwerb von Schlüsselqualifikati-
onen dient.

Die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen,
die außerhalb des Studiengangs Rechtswissenschaft
der Universität Bielefeld erbracht worden sind, erfolgt
nach § 63 Abs. 2 HG; der Prüfungsausschuss trifft die
notwendigen Feststellungen. Die Zulassung zur münd-
lichen Prüfung setzt voraus, dass die schriftlichen Prü-
fungsleistungen nach § 46 bereits abgeliefert oder
ohne genügenden Entschuldigungsgrund nicht oder
nicht rechtzeitig abgeliefert sind (§ 48 Abs. 7). § 52
bleibt unberührt.

(2) Der Antrag auf Zulassung zum mündlichen Teil der
Schwerpunktbereichsprüfung ist an den Prüfungsaus-
schuss zu richten. In dem Antrag hat der Prüfling
zugleich zu erklären, welche Ausbildungs- und Prü-
fungsgegenstände er ausgewählt hat. Dem Antrag sind
ein Lebenslauf und die Nachweise der Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 4 beizufügen.

(3) Der Prüfling kann schriftlich unwiderruflich erklä-
ren, dass er auf die Durchführung der mündlichen
Prüfung mit der Folge des § 52 Abs. 1 Nr. 3 verzichtet.
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(4) Über die Zulassung zur mündlichen Prüfung ent-
scheidet der Prüfungsausschuss. Die Versagung der
Zulassung ist schriftlich zu begründen und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(5) Der zur mündlichen Prüfung zugelassene Prüfling
wird zum Termin der mündlichen Prüfung geladen.
Findet die Prüfung im zweiten Schwerpunktbereichse-
mester statt, wird sie frühestens drei Wochen vor Ende
der Vorlesungszeit anberaumt. Dem Prüfling ist die
Bewertung aller schriftlichen Prüfungsteile bis spätes-
tens eine Woche vor der mündlichen Prüfung mitzu-
teilen. Die Frist wird durch die Aufgabe zur Post ge-
wahrt; maßgebend ist das Datum des Poststempels.

§ 50§ 50§ 50§ 50
Durchführung und Bewertung der mündlichen PrDurchführung und Bewertung der mündlichen PrDurchführung und Bewertung der mündlichen PrDurchführung und Bewertung der mündlichen Prüüüüfungfungfungfung

(1) Die mündliche Prüfung wird vor einer Prüfungs-
kommission abgelegt, die vom Prüfungsausschuss
eingesetzt wird. Zu einer mündlichen Prüfung sollen
nicht mehr als sechs Prüflinge geladen werden.

(2) Die Prüfungskommission besteht aus einer oder
einem Vorsitzenden und einem weiteren prüfungsbe-
rechtigten Mitglied. Prüfungsberechtigt sind Personen,
die die Voraussetzungen des § 65 Abs. 1 HG erfüllen;
im Regelfall sollen sie die Lehrbefugnis als Professorin
oder Professor, Privatdozentin oder Privatdozent,
Vertreterin oder Vertreter einer Professur oder Hono-
rarprofessorin oder Honorarprofessor besitzen.

(3) Für die Bewertung der mündlichen Prüfung gilt
§ 48 Abs. 4    entsprechend.

(4) Bei den Entscheidungen der Prüfungskommission
gibt im Falle der Stimmengleichheit die Stimme der
oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(5) Studierende der Rechtswissenschaft sollen bei
mündlichen Prüfungen als Zuhörerinnen und Zuhörer
zugelassen werden, sofern nicht ein Prüfling wider-
spricht. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Be-
ratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an
die Prüflinge.

(6) Erscheint ein Prüfling mit genügender Entschuldi-
gung zu dem Termin für die mündliche Prüfung nicht
oder nicht rechtzeitig oder nimmt er den Termin mit
genügender Entschuldigung nicht bis zum Ende der
Prüfung wahr, so wird er vom Prüfungsausschuss zu
einem neuen Termin zur mündlichen Prüfung geladen.
§ 47 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 51§ 51§ 51§ 51
Prüfungsnoten und Gesamtentscheidung nach mündlPrüfungsnoten und Gesamtentscheidung nach mündlPrüfungsnoten und Gesamtentscheidung nach mündlPrüfungsnoten und Gesamtentscheidung nach mündliiii----

cher Prüfungcher Prüfungcher Prüfungcher Prüfung

(1) Entsprechen die Prüfungsleistungen insgesamt den
Anforderungen, so ist die Schwerpunktbereichsprüfung
für bestanden zu erklären, und zwar als „ausreichend“,
„befriedigend“, „vollbefriedigend“, „gut“ oder „sehr
gut“. Entsprechen die Prüfungsleistungen nicht den
Anforderungen, so ist die Prüfung für nicht bestanden

zu erklären. Die Leistungen des Prüflings entsprechen
in der Gesamtbeurteilung (Gesamtnote) den Anforde-
rungen, wenn der Punktwert 4,00 Punkte nicht unter-
schreitet. Für die Bewertung gilt § 17 Abs. 2 JAG ent-
sprechend. Die Prüfung ist auch dann nicht bestanden,
wenn zwei der drei Prüfungsleistungen mit weniger als
4,00 Punkten bewertet wurden.

(2) Die Punktwerte für die Gesamtnote der universitä-
ren Schwerpunktbereichsprüfung und für die einzelnen
Prüfungsabschnitte sind rechnerisch zu ermitteln. Es
sind die häusliche Arbeit mit einem Anteil von 40 v.H.
(8 LP), die Aufsichtsarbeit mit 30 v.H. (5 LP) und die
Leistungen der mündlichen Prüfung mit insgesamt 30
v.H. (6 LP, Vortrag und Prüfungsgespräch je 15 v.H.)
zu berücksichtigen. Der Punktwert der Gesamtnote ist
bis auf zwei Dezimalstellen ohne Auf- oder Abrundung
rechnerisch zu ermitteln.

(3) Die Prüfungskommission kann bei der Entschei-
dung über das Ergebnis der Schwerpunktbereichsprü-
fung von dem rechnerisch ermittelten Wert für die
Gesamtnote um bis zu einem Punkt abweichen, wenn
dies aufgrund des Gesamteindrucks den Leistungsstand
des Prüflings besser kennzeichnet und die Abweichung
auf das Bestehen keinen Einfluss hat.

(4) Die Entscheidung der Prüfungskommission über
das Ergebnis der Schwerpunktbereichsprüfung ist zu
verkünden. Sie ist dem Prüfling mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung schriftlich bekannt zu geben. Über die
bestandene Schwerpunktbereichsprüfung wird ein
Zeugnis ausgestellt, das auch den vom Prüfling ge-
wählten Schwerpunktbereich angibt; zusätzlich ist die
Bewertung der einzelnen erbrachten Prüfungsleistun-
gen zu bescheinigen. Das Zeugnis ist von der oder dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeich-
nen und mit dem Siegel der Fakultät zu versehen. Als
Datum des Zeugnisses ist der Tag der mündlichen
Prüfung anzugeben.

§ 52§ 52§ 52§ 52
Gesamtentscheidung ohne mündliche PrüfungGesamtentscheidung ohne mündliche PrüfungGesamtentscheidung ohne mündliche PrüfungGesamtentscheidung ohne mündliche Prüfung

(1) Die Schwerpunktbereichsprüfung ist durch den
Prüfungsausschuss für nicht bestanden zu erklären,
sobald
1. beide schriftlichen Prüfungsleistungen mit „man-

gelhaft“ oder „ungenügend“ bewertet worden sind;
2. ein Prüfling ohne genügende Entschuldigung zu

dem Termin für die mündliche Prüfung nicht oder
nicht rechtzeitig erscheint oder den Termin nicht
bis zum Ende der Prüfung wahrnimmt;

3. ein Prüfling nach § 49 Abs. 3 auf die Durchführung
der mündlichen Prüfung verzichtet hat.

(2) Die Entscheidung des Prüfungsausschusses ist dem
Prüfling mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen.
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§ 53§ 53§ 53§ 53
Wiederholung der SchwerpunktbWiederholung der SchwerpunktbWiederholung der SchwerpunktbWiederholung der Schwerpunktbeeeereichsprüfungreichsprüfungreichsprüfungreichsprüfung

(1) Hat der Prüfling die Schwerpunktbereichsprüfung
nicht bestanden, so darf er sie zweimal wiederholen.
Auch die Wiederholungsprüfungen sind in dem ge-
wählten Schwerpunktbereich (§ 32 Abs. 1 und 3) ab-
zulegen. In den Fällen des § 32 Abs. 3 Satz 5 reduziert
sich die Zahl der zulässigen Wiederholungsversuche
um die Anzahl der erfolglosen Prüfungen im zunächst
gewählten Schwerpunktbereich.

(2) Auf Antrag erlässt der Prüfungsausschuss dem Prüf-
ling für die Wiederholungsprüfung die Anfertigung der
häuslichen Arbeit oder der Aufsichtsarbeit, wenn die
entsprechende Arbeit im Rahmen einer früheren
Schwerpunktbereichsprüfung mit „ausreichend (4,00
Punkte)“ oder besser bewertet worden ist; die frühere
Arbeit wird dann angerechnet. Dies gilt nicht nach
einem Wechsel des Schwerpunktbereichs sowie im
Falle des § 51 Abs. 1 Satz 5. Der Antrag ist spätestens
mit dem Antrag auf Zulassung zur Wiederholungsprü-
fung zu stellen.

Achter Abschnitt:Achter Abschnitt:Achter Abschnitt:Achter Abschnitt:
Prüfungsausschuss, Prüfungsamt, Prüferinnen undPrüfungsausschuss, Prüfungsamt, Prüferinnen undPrüfungsausschuss, Prüfungsamt, Prüferinnen undPrüfungsausschuss, Prüfungsamt, Prüferinnen und
Prüfer, RechtPrüfer, RechtPrüfer, RechtPrüfer, Rechtssssbehelfebehelfebehelfebehelfe

§ 54§ 54§ 54§ 54
Prüfungsausschuss, Prüfungsamt und PrüferinnenPrüfungsausschuss, Prüfungsamt und PrüferinnenPrüfungsausschuss, Prüfungsamt und PrüferinnenPrüfungsausschuss, Prüfungsamt und Prüferinnen

und Prüferund Prüferund Prüferund Prüfer

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch
diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben bildet die
Fakultät einen Prüfungsausschuss. Geschäftsstelle des
Prüfungsausschusses ist das Prüfungsamt der Fakultät.
Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ist
zugleich Leiterin oder Leiter des Prüfungsamtes.

(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden
von der Fakultätskonferenz gewählt. Der Ausschuss
besteht aus drei Mitgliedern aus der Gruppe der
hauptamtlichen Professorinnen und Professoren und je
einem Mitglied aus der Gruppe der wissenschaftlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, der weiteren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter und der Studierenden. Die
Fakultätskonferenz wählt aus dem Kreis der gewählten
Professorinnen und Professoren die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden des Ausschusses und eine Stell-
vertreterin oder einen Stellvertreter. Die Amtszeit des
studentischen Mitglieds des Ausschusses beträgt ein
Jahr, die Amtszeit der übrigen Mitglieder beträgt zwei
Jahre; Wiederwahl ist zulässig.

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn
mindestens die Hälfte seiner stimmberechtigten Mit-
glieder anwesend ist. Die Mitglieder aus der Gruppe
der weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie
der Studierenden wirken im Ausschuss beratend mit;
sie sind bei Beschlüssen des Ausschusses nicht stimm-
berechtigt. Der Ausschuss beschließt mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden
den Ausschlag.

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Be-
stimmungen dieser Ordnung eingehalten werden und
sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prü-
fungen. Er trifft nähere Bestimmungen zur Organisati-
on und Durchführung aller Teilprüfungen und der
Anmeldeverfahren zu ihnen. Er ist ferner insbesondere
zuständig für die Bestellung von Prüferinnen und Prü-
fern und ihren Einsatz bei der Bewertung der Prü-
fungsleistungen. Die hauptamtlichen Professorinnen
und Professoren der Fakultät und ihre habilitierten
Mitglieder sind Prüferinnen und Prüfer, ohne dass es
der ausdrücklichen Bestellung bedarf.

(5) Zu den Aufgaben des Prüfungsausschusses gehören
außerdem etwa die Entscheidungen über die Anrech-
nung von in Studiengängen an anderen wissenschaftli-
chen Hochschulen erbrachten Studienzeiten, Studien-
und Prüfungsleistungen, die Ausstellung von Zeugnis-
sen über das Bestehen der Zwischenprüfung, die Ent-
scheidungen über die Zulassung zum Schwerpunktbe-
reichsstudium und zu den Schwerpunktbereichsprü-
fungen, die Dokumentation der Teilprüfungen im
Grund- und Hauptstudium, die Gewährung der Ein-
sicht in die Prüfungsarbeiten, die Entscheidung über
Anträge auf Wiederholung der Schwerpunktbereichs-
prüfung und die Ausstellung der Zeugnisse im Rahmen
der Schwerpunktbereichsprüfung.

(6) Der Prüfungsausschuss kann die Befugnis zu Ent-
scheidungen widerruflich auf die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht für belastende
Entscheidungen über Widersprüche. Im Übrigen ist die
oder der Vorsitzende berechtigt, unaufschiebbare
Entscheidungen allein zu treffen; sie oder er hat die
anderen Mitglieder des Prüfungsausschusses unver-
züglich darüber zu informieren.

(7) Die Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungs-
tätigkeit unabhängig von Weisungen. Alle an den
Prüfungen mitwirkende Personen sind zur Verschwie-
genheit verpflichtet.

§ 55§ 55§ 55§ 55
Widerspruch; KlageWiderspruch; KlageWiderspruch; KlageWiderspruch; Klage

(1) Über einen Widerspruch gemäß § 68 der Verwal-
tungsgerichtsordnung entscheidet der Prüfungsaus-
schuss.

(2) Betrifft die Entscheidung die Bewertung einzelner
Prüfungsleistungen, erfolgt die Entscheidung auf der
Grundlage einer einzuholenden Stellungnahme derje-
nigen Prüferinnen und Prüfer, die an der Beurteilung
beteiligt gewesen sind. Vorbehaltlich der Regelung in
Satz 1 können Beurteilungen von Prüfungsleistungen
nicht geändert werden.

(3) Legt der Prüfling gegen eine Entscheidung über das
Ergebnis der Schwerpunktbereichsprüfung Wider-
spruch ein oder erhebt er Klage, so wird dadurch ein
weiteres Prüfungsverfahren nicht gehindert. Wird nach
Ablegung der Wiederholungsprüfung eine frühere
Prüfung für bestanden erklärt, so gilt das Ergebnis der
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früheren Prüfung als Ergebnis der Schwerpunktbe-
reichsprüfung.

Neunter Abschnitt:Neunter Abschnitt:Neunter Abschnitt:Neunter Abschnitt:
Staatliche PflichtfachprüfungStaatliche PflichtfachprüfungStaatliche PflichtfachprüfungStaatliche Pflichtfachprüfung

§ 56§ 56§ 56§ 56
Staatliche PflichtfachprüfungStaatliche PflichtfachprüfungStaatliche PflichtfachprüfungStaatliche Pflichtfachprüfung

(1) Der Antrag auf Zulassung zur staatlichen Pflicht-
fachprüfung ist an das zuständige Justizprüfungsamt zu
richten.

(2) Die staatliche Pflichtfachprüfung besteht aus einem
schriftlichen und einem mündlichen Teil; der schriftli-
che Teil geht dem mündlichen voraus. Die universitäre
Schwerpunktbereichsprüfung soll im Regelfall dem
mündlichen Teil der staatlichen Pflichtfachprüfung
vorausgehen.

(3) Der schriftliche Teil besteht aus sechs Aufsichtsar-
beiten. Drei Aufsichtsarbeiten sind dem Bürgerlichen
Recht, zwei Aufsichtsarbeiten sind dem Öffentlichen
Recht und eine Aufsichtsarbeit ist dem Strafrecht zu
entnehmen, jeweils unter Einschluss der dazugehören-
den Verfahrensrechte. Die Aufgaben können auch aus
dem rechtsberatenden und rechtsgestaltenden anwalt-
lichen Tätigkeitsbereich gestellt werden.

(4) Der mündliche Teil besteht aus einem Vortrag und
einem Prüfungsgespräch. Der Vortrag geht dem Prü-
fungsgespräch voraus.

(5) Wer sich nach dem fünften Fachsemester bis spä-
testens zum Abschluss des siebten Fachsemesters eines
ununterbrochenen Studiums zur staatlichen Pflicht-
fachprüfung meldet, kann auf Antrag die Aufsichtsar-
beiten in zwei oder drei zeitlich getrennten Abschnit-
ten anfertigen (Abschichtung).

(6) Meldet sich ein Prüfling spätestens bis zum Ab-
schluss des achten Fachsemesters eines ununterbro-
chenen Studiums zur Ablegung aller Prüfungsleistun-
gen der staatlichen Pflichtfachprüfung und besteht er
die Prüfung nicht, so gilt diese als nicht unternommen
(Freiversuch).

(7) Die weiteren Einzelheiten der staatlichen Pflicht-
fachprüfung ergeben sich aus den Bestimmungen der
§§ 3 bis 27 JAG.

Zehnter Abschnitt:Zehnter Abschnitt:Zehnter Abschnitt:Zehnter Abschnitt:
SchlussvorschriftenSchlussvorschriftenSchlussvorschriftenSchlussvorschriften

§ 57§ 57§ 57§ 57
ÜbergangsregelungenÜbergangsregelungenÜbergangsregelungenÜbergangsregelungen

(1) Diese Studien- und Prüfungsordnung (StudPrO
2007) gilt uneingeschränkt für alle Studierende, die
das Studium ab ihrem Inkrafttreten beginnen.

(2) Für Studierende, die ihr Studium nach der Studien-
und Prüfungsordnung 2003 (StudPrO 2003) aufge-

nommen haben, findet ab dem 1. Oktober 2007 die
StudPrO 2007 mit folgenden Maßgaben Anwendung:
1. Bis zum 30. September 2007 nach Maßgabe der

StudPrO 2003 erbrachte Leistungen gelten als sol-
che nach der StudPrO 2007 auch dann, wenn sie in
einem Modul erbracht worden sind, in dem sie
nach der StudPrO 2007 nicht mehr erbracht wer-
den können.

2. Im Grundstudium erworbene Schlüsselqualifikatio-
nen werden rückwirkend seit dem 1. Oktober 2003
anerkannt.

3. Übungsklausuren, die vor dem 1. Oktober 2007 in
Vorlesungen des Handels- und Gesellschaftsrechts,
des Arbeits- oder des Zivilprozessrechts geschrie-
ben worden sind, werden nicht anerkannt. Im
Grundstudium vor dem 1. Oktober 2007 erworbe-
ne „große Grundlagenscheine“ (§ 28 Abs. 2 Nr. 3)
werden nicht anerkannt. Dasselbe gilt für Leistun-
gen im Hauptstudium, die vor Bestehen der Zwi-
schenprüfung absolviert worden sind.

4. § 28 Abs. 1 und 2 StudPrO 2007 gilt nicht für
Studierende, die die Zwischenprüfung vor dem
1. Oktober 2007 bestanden haben. An seiner Stelle
gilt § 46 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 StudPrO 2003 fort. 

(3) Die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistun-
gen, die außerhalb des Studiengangs Rechtswissen-
schaft der Universität Bielefeld erbracht worden sind,
erfolgt nach § 63 Abs. 2 HG; der Prüfungsausschuss
trifft die notwendigen Feststellungen.

§ 58§ 58§ 58§ 58
InkrafttretenInkrafttretenInkrafttretenInkrafttreten

Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am
1. Oktober 2007 in Kraft. Sie wird im Verkündungs-
blatt der Universität Bielefeld – Amtliche Bekanntma-
chungen – bekannt gegeben. Gleichzeitig tritt die Stu-
dien- und Prüfungsordnung der Fakultät für Rechtswis-
senschaft der Universität Bielefeld für den Studiengang
Rechtswissenschaft vom 15. September 2003 (Verkün-
dungsblatt der Universität Bielefeld – Amtliche Be-
kanntmachungen – Jahrgang 32 Nr. 20 S. 230), zuletzt
geändert durch Ordnung vom 15. September 2004
(Verkündungsblatt der Universität Bielefeld – Amtliche
Bekanntmachungen – Jahrgang 33 Nr. 20 S. 239) außer
Kraft, sofern sich aus § 57 Abs. 2 nichts anderes ergibt.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Fakultäts-
konferenz der Fakultät für Rechtswissenschaft der
Universität Bielefeld vom 4. Juli 2007 und der Zustim-
mung des Justizministeriums des Landes Nordrhein-
Westfalen im Einvernehmen mit dem Ministerium für
Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 28. November
2007.

Bielefeld, den 3. Dezember 2007

Der Rektor
der Universität Bielefeld
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